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Beſtimmungen der Steuergeſetze welche auch ich anerkenne ſind
namentlich in der geſtrigen Sitzung derart in den Vordergrund
gerückt worden daß ich es für richtig halte den Blick vorzugs
weiſe zu lenken auf das was für die Geſammtheit der Vorlagen
charakteriſtiſch iſt auf die allgemeine Steuer und Finanz
politik welche aus den 5 ſinanzpolitiſchen Geſetzen die uns
vorgelegt worden ſind herausſchaut Der Herr Miniſterpräſident
v Caprivi hat bei Vorlage dieſer Geſetze geſprochen von einem
großartigen Finanzplan einem Plan der geſammten Steuerreform
in Preußen der uns noch auf Jahre hinaus beſchäftigen wird
Zu meinem Bedauern habe ich dieſen großartigen Plan nicht zu
erkennen vermocht nicht in den Vorlagen und was ich allerdings
erwartete auch nicht in den mündlichen Erläuterungen die ſeitens
des Finanzminiſters zur Einleitung der Debatten und am geftrigen
Tage gegeben worden ſind Jch bin außer Stande überhaupt
einen vollſtändigen einheitlichen Plan aus dem was wir bis jetzt
erfahren haben zu erkennen Jch bitte mich nicht mißzuverſtehen
ich bin nicht der Anſicht daß es einem Finanzminiſter möglich
iſt Vorlagen ſofort gleichzeitig zu unterbreiten die das ganze
Gebiet der Steuerreform in Preußen umfaſſen Aber wenn man
Vorlagen von ſolcher Bedeutung wie die gegenwärtigen unter
breitet ſo muß in den Grundzügen und wenn es nur mündlich
geſchähe der Geſammtplan für die Steuerreform erſichtlich ſein
weil man nur wenn dieſer klar iſt die einzelnen Vorlagen richtig
würdigen und beurtheilen kann Jch finde nim daß der größere
Theil dieſes Planes wenn er überhaupt ſchon innerhalb der Re
gierung vollſtändig beſteht ganz im Dunkeln gelaſſen iſt und daß
auch namentlich die geſtrige Diskuſſion trotz mehrfacher Verſuche
namentlich des Herrn v Huene nicht im Stande geweſen iſt den
Plan klar zu legen Ja manches in den Vorlagen iſt ſogar ge
eignet einer gründlichen Reform insgeſammt entgegenzuarbeiten
n e duſt zu vermauern Das möchte ich im einzelnen beſonders
arlegen
Aus den fünf Vorlagen die uns gemacht ſind ich rechneſk

nämlich den Unterrichtsgeſetzentwurf deswegen mit weil auch
darin ein Stück Finanzpolitik ſteckt finde ich folgerichtig und
einheitlich nur zwei Gedanken durchgeführt den Gedanken die
Staatskaſſe darf unter keinen Umſtänden einen Ausfall auch nur
des geringſten Betrags haben und den andern Gedanken die
Steuerzahler ſollen auf jeden Fall mehr bluten wenn nicht für
die Staatskaſſe ſo für die Gemeinde Dieſe beiden Gedanken ſind
gerade nicht von erheblichem reformatoriſchen Werth Heiterkeit
ihr Grundcharakter iſt ein fiskaliſcher

Am deutlichſten ſinde ich den Grundſatz der Staat ſoll keinen
Ausfall erleiden bei der Gewerbeſteuer Das eigentliche
Paradeſtück an derſelben iſt der Erlaß für die kleineren Gewerbe
obgleich es ſich doch nur um den Betrag von 4 Millionen M
handelt gegenüber einem Ueberſchuß von 102 Millionen M in
einem Etat von 1600 Millionen Wenn man geſtern den General
ſieuerdirektor hörte ſo hätte man glauben können als ob durch
dieſen Erlaß die ſoziale Frage gelöſt wäre die Konkurrenz des
kleinen Handwerks mit dem Großbetrieb des Kleinhandels mit
den Großhandel aufgerichtet werde Was bedeutet das
300,000 Perſonen bekommen einen ſolchen Erlaß macht auf jeden
eine monatliche Erleichterung von 1 M Hat das irgend eine
ſoziale Bedeutung Jch acceptire dieſen Steuererlaß Gewiß
Aber es iſt doch weiter nichts als daß man den polizeilichen Ge
ſichtspunkt der früheren Steuergeſetzgebung fallen läßt Man
hat zu jener Zeit die kleineren Händler mehr beſteuert weil man
einem übermäßigen Zudrang zu dieſen Gewerben ſteuern wollte
Dieſe 42 Millionen werden nicht der Staatskaſſe weggenommen
Man deckt 3 Millionen durch die Gewerbeſteuerklaſſe A obgleich
man doch ſagen muß daß die denen das jetzt zur Laſt fällt ſchon
ſehr getroffen werden durch die neue Einkommenſteuer durch die
Aktienſteuer und durch die Durchführung des Jnvaliditäts Ver
ſicherungsgeſetzes in dieſer Zeit Aber man will auch die andern
1 Millionen nicht entbehren Da wirſt man e Million M

auf die Klaſſe der Wirthe die doch reichlich bepackt iſt namentlich
durch die neuen Verbrauchsſteuern man will alſo noch eine be
ſondere Betriebsſteuer für ſie neben der Gewerbeſteuer die bisher
nicht beſtand Nun fehlt noch 1 Million Nun ſucht man herum
wen man ſonſt noch gewerbepflichtig machen kann der es bisher
nicht geweſen iſt Wie weit das gebt iſt aus der Vorlage und
den Anlagen nicht erſichtlich man iſt überall umhergegangen hat
Gewerbe herangezogen die ſeit 70 Jahren nicht ſteuerpflichtig
waren wie Theaterunternehmer Panoramenbeſitzer Mengagerie
beſitzer Unruhe rechts obgleich man doch nicht behaupten kann
daß ſie je Mitglieder eines Millionärklubs geweſen ſind Und
nun fehlen noch 200,000 M Da kommt eine Kontingentirung
bei der man ſich ſichert indem die Staatsregierung berechtigt iſt
bei einem Ausfall durch königliche Verordnung den feſtgeſetzten
Steuertarif entſprechend heraufzuſetzen So gelangt dieſer fis
kaliſche Geſichtspunkt man könnte ihn knauſerig nennen in
der Form der Gewerbeſteuer zum Ausdruck

Bei der Einkommenſteuer brauchte man von vornherein um
keinen Ausfall beſorgt zu ſein weil der ganze Tarif in Verbindung
mit der Deklaration auf einen Mehrertrag zugeſchnitten iſt Bei
der Erbſchaftsſte uer hatte ich nach der Erklärung des Miniſter
präſidenten erwarten müſſen daß wenigſtens auch bei bisher ſteuer
pflichtigen Erbfällen bei kleinen Beträgen eine Erleichterung oder
Befreiung ſtattfinden ſoll aber dieſe Auffaſſung des Miniſter
präſidenten hat die Vorlage nicht beſtätigt nicht einmal bei Legaten
des Hausgeſindes hat man in Anbetracht der mäßigen Geldbei

Erleichterungkauch nur bei ein paar hundert Mark ein
reten laſſen

Der zweite Grundſatz der in den Vorlagen zur Geltung kommt
iſt der daß der Steuerzahler höher mit direkten Steuern belaſtet
werden ſoll wenn nicht zu Gunſten des Staates dann zu Gun
ten der Gemeinden Hier ſpielte die Einkommenſteuer die Haupt

rolle Jch habe keine Meinungsverſchiedenheit darüber gehört
daß der Mehrertrag aus dieſer Beſteuerung ſich auf 20 ja 30 Mil
lionen belaufen ſoll Dazu kommt das Plus aus der Erbſchaſt
ſteuer welches auf 3 Millionen geſchätzt wird und vielleicht noch
höher iſt Dazu wird in fernerer Zeit ein Plus aus der Gewerbe
ſteuer kommen weil dieſelbe angelegt iſt auf ein raſches Steigen
des Geſammtertrages nicht in der Veranlagung ſondern in der
ſpäteren Entwicklung

Nun kann man es doch nicht als eine Entlaſtung hinſtellen
daß den Gemeinden der Mehrertrag zugewandt werden ſoll Für
den Stenuerzahler iſt es an und für ſich gleichgiltig wenn er mehr
ſteuern ſoll wohin das Geld fließt Es kommt aus derſelben
Taſche Widerſpruch rechts Ja wohl und es führt gerade ber
dieſem Syſtem nicht zu einer Entlaſtung der Gemeinden das hat
doch die Erfahrung gezeigt Hat denn die Clauſula Franckenſtein
anglog dem Plan einer Ueberweiſung an die Gemeinden geführt
zu einer Entlaſtung der preußiſchen Steuern Und haben die
bisherigen Ueberweiſungen an die Gemeinden auch nur entfernt
in dieſem Verhältniß in den Gemeinden zu einer Entlaſtung der
Steuerzahler geführt Widerſpruch rechts und bei den National
liberalen Nein an die Gemeinden iſt ein ganz minimaler Be
trag von den Erträgen der lex Huene gefloſſen und das iſt ja
auch ganz natürlich Bei der Arbeitstheilung wo ein kommunaler
Verband die Einnahmen beſokgt und ein anderer die Ausgaben
iſt es ganz natürlich daß ſowie ſich eine Ausſicht auf erhöhte
Einnahmen aus einem anderen Verbande zeigt ſofort in der Aus
ſicht auf dieſe Zuweiſungen die Ausgaben in die Höhe geſchraubt

werden Dann heißt es in dem Geſetzentwurf es finden nur dann
Ueberweiſungen ſtatt an die Verbände ſoweit nicht im Staats
haushaltselat darüber verfügt wird Was hat das zur Folge
Jn dem Augenblick wo das Geſetz wird ſpannen ſich alle Reſſorts
im Staatshanshalt dahin wenn erſt die neuen Einnahmen aus
den Steuern da ſind die entſprechenden Beträge in den Ausgaben
etat einzuſtellen Das iſt ganz wörtlich dieſelbe Formel unter
der die Vermehrung der indirekten Stenern vor 11 Jahren im
Reiche eingekeitet wurde Und wohin hat dieſe Formel der man
anfangs ein gewiſſes Vertrauen entgegenbrachte geführt Daß
wir jetzt 445 Millionen Mark mehr an Stenern und Zöllen als
1878 bezahlen ohne daß innerhalb der engeren politiſchen Ver
bände eine entſprechende Entlaſtung vorhanden iſt Widerſpruch
Zwiſchenruf des Abg v Eynern Ausgabebewilligungsrecht
Das iſt nicht richtig und würde auch gar nichts beweiſen denn
wenn erſt die Einnahmen da ſind dann ſteht man in der Aus
gabebewilligſing vor der Frage ſoll das Geld zur Schuldtilguug
verwendet werden oder zu einem vielleicht entbehrlichen aber nicht
verderblichen Zwecke der Regierung Das Ausgabebewilligungs
recht iſt dann gar nicht mehr ein freies

Jch bin umgekehrt der Meinung daß gleichgiltig wie man
über die Geſtaltung der Steuern im einzelnen denkt in der
gegenwärtigen abſehbaren Zeit von irgend einer Vermehrung der
Steuerlaſt ſei es im Jntereſſe des Staates ſei es im Jntereſſe
des Reiches oder der Gemeinden nicht die Rede ſein darf weil
wir 445 Mill M mehr Stenern ſeit 11 Jahren im Reich auf

erlegt bekommen haben weil trotzdem das Geſammtſoll der
preußiſchen Staatsſteuern ſich nicht vermindert hat ſondern auch
noch von 175 auf 190 Mill M geſtiegen iſt weil das Geſammt
ſoll der Gemeindeſteuern geſtiegen iſt und weil die ſozialpolitiſche
Geſetzgebung ganz neue große Laſten im Geſolge hat die wenn
auch zu anderen Zwecken beſtimmt doch zufolge ihrer Zwangs
natur ebenſo wie Stenern wirken Jch glaube nicht zu irren
wenn ich annehme daß die Unfallverſicherung einſchließlich der
landwirthſchaftlichen Verſicherung im letzten Jahre ſchon auf
40 Millionen zu veranſchlagen iſt Und jetzt ſoll die Jnvaliditäls
verſicherung eingeführt werden die 100 Millionen ſofort dem
Arbeitgeber zur Hälfte und dem Arbeitnehmer für das Jahr 1891
auferlegt ein Betrag der auf Preußen reduzirt ſo hoch iſt wie
alles das was wir an Klaſſen und Einkommenſteuern jetzt auf
zubringen haben und der im Geſammteffekt mehr als einer

rings der beſtehenden Klaſſen und Einkommenſteuer gleich
ommt
Jch bin aber auch der Meinung daß aus der Finanzlage

abſolut kein Grund hergeleitet werden kann irgendwie das
Geſammtſoll der Steuern zu erhöhen Jch habe in den
20 Jahren die ich die Ehre habe als Abgeordneter mit dem
Herrn Finanzminiſter zu diskutiren ſehr oft Gelegenheit gehabt
ſeine außerordentliche dialektiſche Geſchicklichkeit zu bewundern
Aber ſie iſt nie ſo übertroffen worden als in der Art wie er
den Ueberſchuß von 102 Millionen gewiſſermaßen weggeſprochen
hat Heiterkeit Man bekam den Eindruck als ob der Ueber
ſchuß zufällig entſtanden ſei eine Merkwürdigkeit des einzelnen
Jahres ſei ja als ob er eigentlich eine beängſtigende Erſcheinun
ſei und man erwarten müſſe daß dieſer räthſelhafte Ueberſchu
ebenſo raſch wieder verſchwinden und einem ebenſo großen Defizit
Platz machen müſſe Der Herr Finanzminiſter hat aber unter
laſſen anzuführen daß dieſer Ueberſchuß keine vereinzelte Er
ſcheinung dieſes Jahres iſt Woher kommen die großen Ueber
ſchüſſe Aus der großen Bewilligung der Reichsſteuern im
Jahre 1887 die weit hinausgegangen ſind über irgend ein damals
vorhandenes Bedürfniß Es hat ſich nachträglich herausgeſtellt
daß man damals den preußiſchen Etat uns künſtlich ſchwarz
gefärbt hat Die Erhöhung der Wehrkoſten hätte ohne jede Er
höhung der Steuern in Preußen getragen werden können
Haben wir doch in Preußen trotz der erhöhten Matrikular
beiträge ohne Reichszuſchuß und trotz des veranſchlagten 40 Mil
lionen Defizits einen Ueberſchuß gehabt Man hat damals
Steuern in Vorrath auf Lager bewilligt Die große Brannt
weinſteuer von über 100 Mill die Zuckerſteuer die ſchon
jetzt bis zu 50 Millionen ins Gewicht ſällt die Erhöhung der
Getreidezölle zuſammen über 200 Millionen Der Herr Finanz
miniſter weiß das ſelbſt ſehr gut er hat ja auch mitgewirkt an
dieſen Erhöhungen und der Erhöhung der Getreidezölle mindeſtens
nicht entgegenwirkt Ueberſchüſſe treten daher auch in Preußen
in Erſcheinung im Jahre 1887188 mit 50 Millionen 1888/89
ſchon mit 70 Millionen und wir hören daß ſie jetzt auf
102 Millionen geſtiegen ſind Offiziöſe Federn haben ſich ja in
den letzten Wochen bemüht den Eindruck zu wecken als ob wir
in einer bedenklichen Finanzlage ſteckten um Stimmung für die
Vorlage zu machen Das iſt aber doch eine reine Täuſchung
Dieſe günſtige Finanzlage dieſe Ueberſchüſſe dauern fort Erſt
geſtern haben wir den Abſchluß bekommen für die erſten 7 Monate
des laufenden Jahres im Reich und daraus ergiebt ſich daß bei
den Zöllen in dieſen 7 Monaten ſchon 22 Mill M mehr ein
gekommen ſind als im Vorjahre mit ſeinen 350 Millionen Die
folgenden Monate werden ebenfalls ein Plus haben wenn auch
nicht ein ſo hohes weil die kreditirten Beträge ſchon ebenfalls
ein Plus ergeben die in den nächſten 3 Mongten zu regliſiren
ſind Jch kann die Zolleinnahmen im Reich ſchon heute ſchätzen
auf 390 Millionen während ſie nur mit 306 Mill etatiſirt ſind
Das macht ein Plus von 84 Millionen allein an Zöllen zur
Vertheilung an die einzelnen Staaten über den Ertrag des Etats
hinaus Für Preußen macht das ein Plus von über 50 Mill
ſo daß noch neben dem Plus der Matrikularbeiträge und der
lex Huene ein paar Dutzend Millionen für uns übrig bleiben
Und wie ſteht es mit dem Reichshaushaltsetat von 1891,/927
Auch dieſer ſtellt das Verhältniß zu den Einzelſtaaten in Bezug
auf Matrikularbeiträge und Ueberweiſungen von vornherein
günſtiger als der laufende Etat ſelbſt mit Anrechnung der Nach
tragsetalsbewilligung an Matrikularbeiträgen Dazu kommt daß
die Zolleinnahmen in dieſem Etat nach dem dreijährigen Durch
ſchnitt viel zu niedrig veranſchlagt ſind künſtlich zu niedrig
Jch hoffe daß es jetzt bei der andern Zuſammenſetzung des
Reichstages mit Hilfe der Centrumspartei gelingen wird die
Einnahmen richtig zu etatiſiren damit nicht in den Einzelſtaaten
auf Grund dieſer zu niedrigen Veranſchlagungen aus den Zöllen
die Lage ungünſtiger dargeſtellt wird als ſie in Wirklichkeit iſt

Die Mehrkoſten der Jnvaliditätsverſicherung des Reiches
kommen hierbei nicht zu ſehr in Betracht Dieſelben betragen
nach der Veranſchlagung des Herrn v Maltzahn für 1891,92
6 Millionen für 1892/93 9 Millionen für 1893/94 13 Mill M
Die Summe ſpielt im Reichshaushaltsetat gar keine Rolle und
zum Ueberfluß ſchickt man ſich in dieſem Augenblicke an die
Zuckerſtener in der Verbrauchsabgabe um 30 Mill M zu erhöhen
Und da will man hier den Grundſatz vertreten es muß genau
der frühere Ertrag der Steuern wieder herauskommen ein
Grundſatz der ſich von vornherein jeder ernſthaften Reform
widerſetzt weil ein gewiſſer Spielraum vorhanden ſein muß um
eine Reform der Steuern folgerichtig durchzuführen

Und dann iſt es etwa meine Abſicht zu ſagen die 102 Mill M
ſollen an Steuern erlaſſen werden Dann könnten wir ja zwei
Drittel ſämmtlicher preußiſcher Staatsſteuern erlaſſen Nein ich
ſage angeſichts ſolcher Ueberſchüſſe iſt es wirklich nicht richtig
daß man bei der Einkommenſteuer auf ein Plus ausgeht ſondern
daß man auch riskirt ein Minus von vielleicht 12 Millionen zu
erzielen Dazu verlange ich Deckung des Ausfalls bei der Ge
werbeſteuer aus der Staatskaſſe

So muß man handeln wenn man eine wirkliche Reform
durchführen will Da darſ man ſich von vornherein nicht auf
den fiskaliſchem Geſichtspunkt feſtſetzen Heute wird es als ver
meſſen angeſehen wenn man ſolche Forderungen ſtellt Wie
unendlich beſcheiden iſt das aber wenn man ſich vergegenwärtigt
was 1873 Fürſt Bismarck in Ausſicht geſtellt hat jene frohe
Botſchaft, die der Landrath von Teltow ſofort anſchlagen ließ

Da wurde verſprochen daß die Grund und Gebändeſteuer
erlaſſen werden würde daß das unfundirte Einkommen bis

6000 kein Beamter mehrM völlig ſteuerfrei ſein werde daß eSteuern zu bezahlen haben würde uſw as war die Zukunfts
muſik die damals ſpielte Und was iſt daraus geworden
Doppelt ſo viel Steuern als damals gefordert wurde Und
heute ſtehen wir bei der Grund und Gebäudeſteuer auf dem
Standpunkt daß wenn auch nur die Hälfte überwieſen werden
ſoll erſt ein Hinaufſchrauben der Einkommenſteuer ſtattfinden
muß Heut ſtehen wir auf dem Standpunkt daß abſolut
a Million an Steuererleichterung vom Staate gemißt werden

arf
Der Finanzminiſter hat in den Motiven geſchrieben die Ein

kommenſteuer ſoll nach ſeiner Anſicht eine dominirende Stellung
in dem Syſtem der direkten Staatsſteuern einnehmen in den
mündlichen Erläuterungen iſt er noch darüber hinausgegangen er
hat uns eine Zukunft gezeigt in der dieſer Tarif noch weiter
erhöht werden ſoll Er hat geſagt das iſt nur ein Anfang
machen wir den erſten Schritt ſo wird ſich das Weitere von
ſelbſt finden Wenn uns das jemals geſagt worden wäre i
mehr Privatbahnen verſtaatlicht werden deſto mehr folle als
feſtes Rückgrat die Einkommenſteuer dienen man würde ſich
ſkeptiſcher verhalten haben Der Finanzminiſter meint nun über
die Höhe der jetzigen Einkommenſteuer wird doch nicht geklagt
ſondern nur über ihre ungleiche Vertheilung Das iſt wahr wenn
er nur die Staatseinkommenſteuer meint Das iſt das Eigen
thümliche in dieſer Vorlage in dieſen Erläuterungen daß man
vom Gemeindehaushalt von der Gemeinde Einkommenſteuer gar
nicht geſprochen hat Der Finanzminiſter hat geſagt es würde
unrichtig ſein jetzt eine Kommunnalſteuerreform anzufangen Jch
will nicht ſtreiten ob das richtig iſt Aber das muß ich verlangen
daß man in einen Finanzplan wie den vorliegenden ſchon mit
aufnimmt die Grundzüge für die NReform der Kom
munalſteuern ſonſt ſchafft man Hinderniſſe für eine ſolche
Reform und verbaunt ſie ſich Viel dringender als die
Reform der direkten Staatsſteuern iſt die Reform
der Kommunalſteuern cſehr richtig links Der Finanz
miniſter ſprach von der dominirenden Rolle die die Einkommen
ſteuer im Staat einnimmt Jm Gemeindehaushalt dominirt die
Gemeinde Einkommenſteuer jetzt ſchon viel zu ſehr An zwei
Stellen kann aber dieſelbe Steuer nicht dominiren das iſt un
möglich Wie man auch über die Veranlagung denkt an Ein
kommenſtener im ganzen für Staat und Kommnune kann nicht
mehr bezahlt werden als jetzt bezahlt wird Nehmen Sie doch
die Statiſtik zur Hand Jm Regierungsbezirke Arnsberg wird
gegenwärtig an Klaſſen und klaſſifizirter Einkommenſteuer
1,600,000 M eingenommen und für die Gemeinden 6,900,000 M
hört hört alſo das 4fache von dem was an den Staat be
ahlt wird Die Einkommenſteuerfrage iſt in erſter Linie eine

Frage des Gemeindehaushaltes Man ſoll das Einkommen für
den Staat nicht erhöhen weil in dem Maß wie das Loch des
Faſſes für die Stagtsſteuern erweitert wird deſto kümmerlicher
der Strom für die Gemeinden fließt Wenn der Finanzminiſter
der Anſicht iſt daß die Einkommenſteuer eine ſolche Rolle im
Staatsſtenerſyſtem ſpielen muß ſo muß er ein anderes Syſtem
den Gemeinden geben Welches iſt aber dieſes Syſtem Hier
liegt alles im Dunklen Jſt es etwa das Syſtem der Verbrauchs
abgaben Dann würden die Klagen über die indirekten Steuern
noch mehr erhoben werden Das iſt doch eine ſehr irrige Anſicht
daß das Deklarationsprinzip im ſtande ſei die ausgleichende
Gerechtigkeit in der Einkommenſteuer herbeizuführen Es iſt
möglich daß wenn es auf die äußerſte Spitze getrieben iſt
daſſelbe Einkommen im ganzen Lande mit demſelben Prozentſatze
getroffen wird Aber iſt das etwa ein Zuſtand der Gerechtigkeit
Jch behaupte daß in dem Maße wie dies der Fall iſt um ſo
ſchärfer draſtiſcher die Ungerechtigkeiten vortreten die
darin liegen daß überhaupt daſſelbe Einkommen ohne Rückſicht
wie es entſteht und wie es beſchaffen iſt demſelben Steuerſatze
unterworfen iſt Sehr richtig Das iſt eine ſo barbariſche
Ungerechtigkeit in dem ganzen Syſtem daß hier die Beſeitigung
noch viel dringender iſt als die in Bezug auf die Veranlagung
Vor allem beſteht dieſes Unrecht gegenüber dem Einkommen das
aus geiſtiger Arbeit entſteht Es iſt ſo viel von der Erleichterung
derer geſprochen worden deren Einkommen aus körperlicher
Arbeit entſteht Es iſt Zeit daß man ſich erinnert daß es auch
eine geiſtige Arbeit giebt ſonſt arbeitet man den ſozialdemokrati
ſchen Anſchauungen in die Hände welche gerade auf einer Unter
ſchätzung der geiſtigen Arbeit beruhen Der Arbeiter hat oft
ſchon mit 17 Jahren ein ſelbſtändiges Einkommen der geiſtig
gebildete Mann der Beamte der Arzt der Künſtler der Schrift
ſteller muß von dieſer Zeit an ſich noch 10 bis 12 Jahre lang
ausbilden und unterhalten ehe er ein ſelbſtändiges Einkommen
hat das allerdings viel höher iſt das aber auch die Zinſen und
die Amorkiſationsquote gewähren muß für das Kapital das er
hat aufwenden müſſen ehe er zu dieſem Einkommen gelangt
Diejenigen aber welche in unabhängigerer Stellung ſind als die
Beamten ſind ſchlimmer daran Der Beamte erhält zu ſeinem
Einkommen auch den Werth einer Penſion Dieſer Werth kommt
aber nicht bei der Schätzung ſeines Einkommens in Anſatz Der
Nichtbeamte muß ſich da er keine Penſionsberechtigung keine
Relikten Verſorgung vom Staate beanſpruchen kann für die
ſpätere Zeit aufſparen zurücklegen und dafür wird ihm von
ſeinem Einkommen nichts in Abzug gebracht Das iſt eine
Ungleichheit ſondergleichen Der gleiche Tarif für verſchiedene
Einkommen iſt eine ſchwere Ungerechtigkeit im Steuerſyſtem unddeshalb bin ich der Anſicht daß allerdings das unfundirte Ein

kommen zu einem erheblich niedrigeren Tarifſatze verſteuert
werden ſoll als das fundirte Unmöglich iſt das nicht man
unterſcheidet ja ſchon bei den BeamtenKommunalſteuern zwiſchen
unfundirtem Beamteneinkommen und fundirtem Privateinkommen
Wenn aber die techniſche Frage nicht gelöſt werden kann dann
muß der Tarif ſo niedrig gehalten werden wie irgend möglich
bei jenen Tarifklaſſen bei denen gerade dieſe Einkommen aus
geiſtiger Arbeit hauptſächlich ins Gewicht fallen Aber mit einer
ſo kleinen Aenderung mit der etwa der Generalſteuerdirektor uns
glaubte abfinden zu können können wir uns nicht zufrieden
geben nein da iſt dieſer Tarif nicht nur bis zu 6000 nicht
bis zu 9000 ſondern bis 20,000 M viel zu hoch Nach meiner
Anſicht müßte man erſt bei 20,000 M mit 2 Proz bei 30,000 M
mit 3 Proz anfangen Alſo wir ſind gezwungen einen ganz
anderen Tarif ſchon wegen der verſchiedenen Natur des Ein
kommens zu Grunde zu legen ſobald die Deklaration eingeführt
wird Der Tarif der jetzt aufgeſtellt iſt iſt geradezu ruinirendfür die Gemeinden in den unterſten Gemeindeſteuerſtufen

Wenn die Regierung den Satz von 3 M auf 40 von 6
auf 4 M ermäßigt hat ſo ſind die Mittel dafür aus fremden Leder
geſchnitten das iſt eine Wohlthätigkeit auf Koſten der Kommune
da hier die folgenden Klaſſen den Ausfall decken müſſen Die
Kommunen werden ja an ſich von dem Deklarationsprinzip wenig
Nutzen haben Denn wenn alles ein höheres Einkommen deklarirt
ſo gleicht ſich das aus dadurch daß der Prozentſatz des Zu
ſchlages zur Staatsſteuer ein geringerer wird Jnfolge dieſes
Geſetzes verändert ſich der Steuertarif für die Gemeinden noch
viel mehr als für den Staat ſelbſt Jch verlange jede Auskunft
Für die Kommune iſt heute nicht mehr der Tarifſatz von 1883
giltig ſondern der von 1873 d h derjenige Steuertarif bei dem
man noch mit 12 Monaten rechnet während beim Staat mit 9
Monaten gerechnet wird Danach muß die Gemeinde den Steuer
ſatz von 9 M auf 6 M herunterſetzen alſo um 33 Proz

Der Ausfall der der folgenden Klaſſe überkommt aus den unteren
Klaſſen erhöht ſich inſolgedeſſen und ſchiebt ſich weiter den
folgenden Klaſſen zu Jmmer größere Summen ſchieben ſich auf
die mittleren Klaſſen herauf bis ein Einkommen von 4200 M
erreicht wo die Unterſchiede von 1873 und 1883 aufgehört
haben ie Mittelklaſſen hat man im allgemeinen ſchon hier
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durch das Staatseinkommenſteuergeſetz überbürdet Dieſe Ueber
bürdung wächſt ins Unerträgliche durch die Zuweiſung der
Deckung dieſes Ausfalles der unteren Klaſſen Sollte ich mich
in der W irren ſo bitte ich mich zu widerlegen Jch
kann die Sache bis jetzt nicht anders verſtehen Und wie viel
Steuerzahler ſind in den Gemeinden die ein größeres Ein
kommen haben als 4200 M Die Zahl iſt doch eine ſehr be
ſchränkte Man kann ſich doch nicht vertröſten auf die ganz
reichen Leute Denn es giebt ja ſehr viele Gemeinden in denen
ſolche ganz reichen Leute überhaupt nicht ſind Und wo ſie ſind
da hat der reiche Mann es leicht ſich der Gemeinde zu ent

iehen wenn ihm die Steuer zu arg wird braucht er nur ſeinenWohnſis zu ändern Jch behaupte dieſer Tarif iſt für die Ge
meinden im Weſten die das 42 fache an Gemeindeeinkommen

aufbringen geradezu ruinirend es iſt geradezu unmöglich
hn durchzuführen
Die Erbſchaftsſteuer mir ſcheint als ob dieſe Birne

gar nicht erſt geſchält zu werden braucht Heiterkeit braucht
man nicht erſt in die Kommiſſion zu verweiſen ich würde vor
ſchlagen ſie im Plenum in 2 Leſung zu berathen Bei dieſen
Nebenſteuern den Ertragsſteuern vermiſſe ich den großen Re
formplan den einheitlichen Gedanken den Zuſammenhang mit
der Kommunalbeſteuerung noch mehr als bei der Einkommen
ſteuer hier ſtoße ich noch auf viel mehr Widerſpruch hier ſtoße
ich auf fiskaliſche Rückſichten Zunächſt iſt nichts Widerſpruchs
volleres zu denken als die Einführung der beſonderen
Steuer auf die Einnahmen der Aktiengeſellſchaften
Der Finanzminiſter führt im Widerſpruch mit ſeinem Programm
erade hier eine Doppelbeſteuerung ein wie ſie nur einmal die
andrathskammer ähnlich beſchloſſen hat aber unter ſolchem

Widerſpruch der Bevölkerung daß 1861 dieſe beſondere Steuer
durch die Gewerbeſteuernovelle beſeitigt wurde Der Finanz
miniſter verweiſt auf das Vorbild eder Gemeinden welche wie er
ſagt dabei nicht Reue ſondern Vergnügen empfinden Eine
ſchöne Finanzpolitik die in dem Satze gipfelt Thue Unrecht und
laß es dich nicht gereuen wenn es dir nur Vergnügen macht

Große Heiterkeit Irgend ein finanzvpolitiſches Prinzip vermag
ich dabei überhaupt gar nicht zu erkennen Man greift einen
Satz heraus und läßt 3 Proz frei Warum gerade 3 Proz
Bedeutet 3 Proz Dividende einer Aktie überhaupt dieſe Ein
nahme Das kommt darauf an zu welchem Kurſe ich die Aktie
gekauft habe Jſt die Dividende dauernd hoch und die Einnahme

ſo habe i ſie hoch bezahlen müſſen und iſt die
innahme blos zufällig in einzelnen Jahren eine höhere ſo iſt

die höhere Dividende eines einzelnen Jahres nur der Ausgleich
für die Unſicherheit der Anlage dafür daß ich eine Reihe von
Jahren gar keine Dividende bekommen habe Wo bleibt denn
überhaupt die ganze Sozialpolitik bei dieſer neuerfundenen
Steuer Die Zeit des Aberglaubens iſt doch vorüber wo man
glaubte wenn man etwas auf Aktien betreibt erzielt man gleich
eine größere Einnahme Man iſt doch durch die Erfahrung klug
eworden Wo bleibt die Sozialpolitik angeſichts der Genoſſen
chaften Alle Prinzipien die man ſonſt anwendet werden hier
ſo Ungunſten der Genoſſenſchaften durchbrochen Die Genoſſen
chaften werden direkt ungünſtiger bebandelt auch die Produktiv

n Da hört doch jede großartige Reform auf von
er der Miniſterpräſident geſprochen hat
Die Gewerbeſteuer behandelt man als ebenbürtig der

Grund und Gebändeſteuer in der Theorie in der Praxis aber
nicht Das iſt ſogar Hrn v Rauchhaupt zu viel ihm iſt die

aufgeſtoßen daß man auf der einen Seite ſagt die
rtragſteuern können nicht beſtehen und auf der anderen Seite

die Gewerbeſteuer nach dem Syſtem der Ertragſteuer weiter aus
bildete Jch habe Hrn v Ranuchhaupt wegen dieſer ſeiner Kon
ſequenz mit vollem Recht laut Beifall zollen zu müſſen geglaubt
obgleich gerade dieſer Punkt den Generalſtenerdirektor verdroſſen
zu haben ſchien Heiterkeit Dieſe ganze Einrichtung der Ge
werbeſteuner iſt fiskaliſch und macht nur Halt in ihrer Fiskalität
vor den agrariſchen Jntereſſen Die Brennereien ſind ſeit 1824
von der Gewerbeſteuer frei Man zieht nun die Brennereien
heran aber macht einen Unterſchied zwiſchen Gutsbrennereien
und den übrigen Brennereien Landwirthſchaftliche Brennereien
bleiben gewerbeſteuerfrei Wenn der Vrenner ſo glücklich iſt daß
er ſo große Viehzucht treibt um alle ſeine Schlempe verfüttern
u können dann iſt er ein armer Mann und fällt unter den
egriff der leidenden Landwirthſchaft Heiterkeit
Was nun die Grund und Gebäudeſteuer angeht ſo iſt

Hrn v Huene nicht gelungen von der Regierung eine klare Er
klärung herauszubringen Wenn Sie die Grund und Gebände
ſteuer wirklich überweiſen wollen warum thun Sie es nicht
gleich jetzt Sie haben ja die lex Hoene die in dieſem Jahre
47 Mill M zur Verfügung ſtellt ſehr richtig Dieſe vertheilt
in dieſem Jahre ſchon 32 Mill nach dem Maßſtabe der Grund
und Gebäudeſteuer Nun koſtet die Ueberweiſung der halben
Grund und Gebäudeſteuer dem Staate nur 36 Mill M Jch
hätte erwartet daß man einfach geſagt hätte hier iſt die halbe
Grund und Gebändeſteuer aus den Mitteln der lex IIvene koſtet
dem Staate gar nichts und man behält ſogar noch ſoviel übrig
für beſondere Zwecke betreffend das Unterrichtsgeſetz Das jetzige
Verfahren erinnert an die bibliſche Geſchichte mit Jacob Erſt
müſſen die Agrarier 11 Jahre lang dienen zur Vermehrung der
indirekten Steuern in der Hoffnung auf Ueberweiſung und wenn
ſie in dieſem Dienſt bei den indirekten Steuern und Zöllen
11 Jahre ſchwer gearbeitet haben daun kommt der Finauz
miniſter und ſagt Nein die Rahel bekommt ihr noch nicht jetzt
fängt dieſelbe Arbeit erſt an bei den direkten Stenern Große
Heiterkeit Jetzt komnt es darauf an das uoch einmal auf
zubringen durch Plus bei der Einkommenſteuer

Wenn der Finanzminiſter heute die lex Huene in eine Ueber
weiſung der halben Grund und Gebändeſteuer verwandelt ſo
würde ich dafür ſein obgleich ich gegen die lex Huene bin denn
das verſchlechtert nicht den bisherigen Zuſtand ſondern verbeſſert
ihn Aber ganz anders ſtelle ich mich der Frage gegenüber wie
r jetzt hier neu formulirt wird erſt ſoll man ſo und ſo viel

inkommenſteuer aufbringen und dann ſoll aus dem Mehrertrag
an Einkommenſteuer eine ſolche Vertheilung von Grund und
Gebändeſteuer ſtattfinden Das wäre ein ſchweres Unrecht weil
dieſes Mehr nicht in dem Maßſtabe vertheilt werden würde
als es aufgebracht wird Gegenwärtig werden 70 Proz der
Einkommenſteuer und Klaſſenſteuer von den Städten aufgebracht
aber nur 40 Prozent der Grund und Gebäudeſteuer
Wenn Sie uun aus der neuen Einkommenſteuer ein
Plus von 30 Millionen haben ſo werden zu dieſen
30 Millionen nach Verhältniß von 70 40 die Städte
21 Millionen und das platte Land 9 Mill M beitragen Wenn
Sie aber nun die Grund und Gebändeſteuer vertheilen ſo be
kommen die Städte nur 12 Millionen für die 21 Millionen und
das Land bekommt 18 ſtatt der 9 Millionen Das würde alſo
bedeuten aus den Städten werden 9 Millionen herausgepumpt
zu Gunſten des platten Landes Sehr richtig links Und
genau ſo wie die Frage von Stadt und Land liegt die Frage
r induſtriellen und nichtinduſtriellen Bezirken und ebenſo
m großen und den im Verhältniß von Weſten und Oſten

Sie würden den Oſten auf Koſten des Weſtens dotiren und da
gegen bin ich ſchon als Abgeordneter eines weſtlichen Wahlkreiſes
verpflichtet mich zu erklären Ja Sie würden die Gutsbezirke
ausſtatten auf Koſten der Landgemeinden Denn in den Land
gemeinden wird weit mehr Klaſſen und Einkommenſteuer bezahlt
als in den Gutsbezirken Nur 200 M klaſſifizirte Einkommen
teuer entfällt auf den Gutsbezirk weniger als in Berlin das
ritte Stockwerk eines Hauſes aufbringt Die Landgemeinden

tragen im Verhältniß zum platten Lande in den öſtlichen Pro
33 75 Proz zur Klaſſen und Einkommenſteuer aber nur
65 Proz zur Grund und Gebändeſteuer bei Wenn die Staats

ſteuern hinausgehen über das was der Staat für ſich braucht dann
Il er das Plus den einzelnen Landestheilen belaſſen in dem

aße wie u innerh e Be r h vzu einer Steigerung des We Grunddeſihes führen Jch bin gegen ben Kommunismus aber

welchen die Armen theilnehmen
wenn ich einmal für Kommunismus bin dann für den durch haben denn in der Konfliktszeit haben ſie ja ohne daſſelbe re

Hier iſt es umgekehrt Man ſtellt es immer ſo dar als ob auf
dem platten Lande der öſtlichen Provinz nur arme Leute wohnen
Wenn der Boden ſchlecht iſt aber der einzelne deſto mehr davon
hat dann kann er ſehr wohlhabend ſein Sehr gut Dieſe
ganze jetzige Finanzpolitik läuft auf eine Dotirung des Oſtens
auf dem platten Lande auf Koſten unſerer weſtlichen induſtriellen
Bezirke hinaus Und können Sie denn wirklich behaupten daß
die Gegend die ich mit vertrete überaus wohlhabend iſt Die
ſozialpolitiſchen Aufgaben der Kommunen in der Gegenwart ſind
viel ſchwieriger zu löſen in den induſtriellen dicht bevölkerten
Gegenden in Bezug auf Schkil und Armenpflege als im Oſten
Der Druck der Armenlaſten im Oſten kommt lediglich von der
ſchlechten kommunalen Organiſation her die Armenlaſten ver
theilen ſich ſo ſchlecht nur weil im Oſten ſtatt Landgemeinde
ordnung Landgemeindennordnung herrſcht Große Unruhe
rechts Gleichwohl wollen auch die beiden finanzpolitiſchen
Schulgeſetze die Landgemeinden des Oſtens die Gutsbezirke in
der Dotirung bevorzugen Die Träger der Schulbaulaſten ſind
im Oſten vielfach die Gutsbeſitzer Lebhafter Widerſpruch rechts
Man hat dort die Schnlhäuſer verfallen laſſen und möchte ſie
jetzt aus Stagatsmitteln wieder aufbauen Das iſt ja bequem
Jm Weſten aber wächſt die Zahl der Bevölkerung und der Schul
kinder rapid Dort muß ein Schulhaus neben dem andern ge
baut werden Die 10 Millionen aus der lex Huene werden
aber vorzugsweiſe aus den Jnduſtriebezirken und den Städten
genommen Auch durch die Abzweigung der 7 Millionen für
das Unterrichtsgeſetz wird der Weſten viel ungünſtiger geſtellt Es
ſollen 100 M zur Penſion des Lehrers gezahlt werden Da
aber die Penſionen der Lehrer im Weſten wegen der höheren
Preiſe und Gehälter auch höher ſind wird der Weſten benach
theiligt im Gegenſatz zum Oſten bei ſolchen gleichen Raten

Jch komme auf den dunkelſten Punkt Heiterkeit Der Finanz
miniſter meinte geſtern man könnte ſtatt Ueberweiſung der
Grund und Gebäudeſteuer einfach es ſo machen daß man an
Stelle der Ertragsſteuern Zuſchlagsſtenern zur Einkommenſteuer
ſetzt Hier iſt nur die Rede von einer Ueberweiſung der Grund
und Gebäudeſteuer an die Kommunalverbände Jn 8 84 heißt
es Bei ſpäteren Reformen der direkten Steuern behufs Er
leichterung der kleinen und mittleren Einkommen insbeſondere bei
Grund und Gebändeſteuer Was bedeutet das Jrch habe ge
glaubt es ſolle eine Erleichterung der Grund und Gebäudeſteuer
eintreten im Verhältniß zu ihrem Beſitz Denkt man vielleicht
daran die Grund und Gebändeſteuer ähnlich zu reformiren wie
die Gewerbeſtener daß man die Großgrundbeſitzer mehr belaſtet
und die kleinen ſrei läßt Das wäre allerdings das Gegentheil
einer agrariſchen Politik Herr v Huene iſt geſtern auf ſeinen
früheren Antrag zurückgekommen die Grund und Gebändeſteuer
zu überweiſen zum Zweck der Aufhebung von Kommunal
zuſchlägen auf Grund und Gebäudeſteuer Und das ſoll eine
Pantomime des Generalſteuerdirektors beſtätigt haben Gegen
dieſen pantomimiſch ausgedrückten Akt eines Uebereinkommens
muß ich aber auf das allerentſchiedenſte proteſtiren Dieſe Auf
faſſung hat nicht einmal die Centrumsvpartei getheilt denn als ſie
den Antrag Huene unterſtützte wurde ausdrücklich erklärt daß
man ſich damit nicht auf den Jnhalt des Antrages verpflichtet
Wenn aus dem Mehrertrag der Einkommenſteuer die überwiefſene
Grund und Gebäudeſteuer verwendet werden ſoll um die Zu
ſchläge dazu zu erleichtern ſo wäre das ein viel größeres Unrecht
als der Antrag Huene Das Mehr an Einkommenſteuer
wird aufgebracht nicht blos von Beſitzenden ſondern auch vom
Arbeitseinkommen Der Mehrertrag der entſteht aus Mehr
belaſtung des Arbeitseinkommens ſoll aber verwendet werden
ausſchließlich zur Entkaſtung des Beſitzenden Das heißt die
Arbeitseinkommen kontributionspflichtig machen zu Gunſten der
Beſitzenden Jch möchte vom Finanzminiſter eine Erklärung
ob er dieſe Pantomime ſeines Generaldirektors beſtätigen will

Wenn die Grund und Gebändeſteuer ausſcheidet aus dem
Staatsſtenerſyſtem ſo muß ſie in weit höherem Maße Träger
des Gemeindeſteuerſyſtems werden Und das halte ich für richtig
daß wenn von der Gemeinde alles aufgewendet wird um den
Werth des Grund und Bodens zu ſteigern diejenigen welche den
Nutzen davon haben auch die Laſten tragen Das iſt ein Pro
gramm mit dem ich mich eher einverſtanden erklären kann Aber
völliges Dunkel liegt noch darüber Trotzdem würde ich noch
immer nicht dazu übergehen dem Staate mehr Einkommenſteuer
zu bewilligen aus dem Grunde weil dieſe Ausbildung des Real
ſteuerweſens ſeine Grenzen hat Unſere Gemeinden werden noch
immer in hohem Maße auf die Einkommenſteuer angewieſen
bleiben Der Finanzminiſter hat geſagt Nur Muth Den erſten
Schritt dann ſindet ſich alles Als ob das bloß eine ſolche Sache
wäre zu der nur eine geſchickte Hand zur Formulirung gehörte
Nein hier liegt der entſcheidende Grundſatz unſerer Finanzpolitik
hier handelt es ſich um die Grundlage einer wirklichen Reform
in Staat und Kommune Herr Miquél meinte wir werden uns
ſchon verſtändigen wenn wir wiſſen wie viel wir mehr haben
Jch meinte in Sleuerſachen hört die Gemüthlichkeit auf da will
ich nichts vorher bewilligen als bis ich weiß was damit gemacht
wird Jch bin deshalb aus ſachlichen Gründen nicht im ſtaude
dieſer ganz ungufgeklärten Politik zu folgen Sodann wechſeln
doch auch die Miniſter Wir haben ſchon einmal einen national
liberalen Finanzminiſter gehobt als dieſer das Syſtem der Ver
mehrung der indirekten Steuern in einem konſervativen
Miniſterium eingeleitet und mit großer Mühe den Karren bis
oben geſchoben halte da konnte er gehen das Uebrige fonnten
die konſervativen Finanzminiſter ſelbſt beſorgen Heiterkeit Es
wäre ja nicht unmöglich daß ſich daſſelbe jetzt bei den direkten
Steuern wiederholt wie damals bei den indirekten Steuern Be
ſonders hat es mich ſehr intereſſirt daß Herr v Rauchhaupt ſo
vertrauensvoll in die Zuknuft blickt Heiterkeit Er iſt ganz
ſicher daß wenn das Mehr geſunden iſt die Agrarier die
hübſchen Blumen aus dem Vonquet ſchon herauszufinden
wiſſen Beifall

Nach alledem halte ich noch weniger als früher die Hoffnung
feſt daß dieſes Einkommenſteuergeſetz ſchließlich in einer für mich 2
annehmbaren Geſtalt erſcheinen wird Jndeſſen entbindet uns
das natürlich nicht von der poſitiven Mitarbeit und Verſuchen
zur Verbeſſerung Der Tarif muß ſo zugeſchnitten werden daß er
von vornherein jedes Plus unmöglich macht ſelbſt auf die Gefohr
hin daß ein Minus herauskommt Kleine Amendements rühren
da nicht an dem Ganzen es muß ſchon ganz anders zugefaßt
werden bei Herabſetzung der Tarife Bei dem Camphauſen ſchen
Tarif ergab ſich trotz Herabſetzung auf die Hälfte ein großes
Plus das aber durch die Kontingentirung ſofort erlaſſen werden
konnte So vorſichtig muß man auch jetzt ſein Nur im Wege
der Kontingentirung kann man ſich vor einem Plus ſchützen Die
Quotiſirung iſt daneben ganz unentbehrlich Ohne die Quotiſirung
neben der Deklarationspflicht reizen Sie das ganze Syſtem der
Verwaltungsbeamten auf nur fiskaliſche Jntereſſen wahr
zunehmen Niemand hat beredter für die Quotiſirung als der
Finanzminiſter ſelbſt geſprochen als er hervorhob wie ſchwankend
die Einnahmen in Preußen ſind Dann bedarf es erſt recht der
Quotiſirung als eines beweglichen Fakkors damit in den Jahren
wo die Einnahmen ſehr hoch ſind nachgelaſſen werden kann da
mit wenn ſie ſinken ſie wieder anf die Höhe zurückgeführt werden
können Der Herr Finanzminiſter meinte die Regierung habe
einen ſolchen Antrag nicht eingebracht weil ſie nicht der Zu
ſtimmung des Hauſes ſo ſicher war Aber Herr Finanzminiſter
warum ſo zaghaft Sie ſind es ja im Uebrigen nicht Heiter
keit Bei der gegenwärtigen Zuſammenſetzung des a iſt die
Regierung der Annahme eines ſolchen Geſetzes ebenſo ſicher wie
1880 des Portemonnaiegeſetzes das ja das Prinzip der Quo
tiſirung enthält Herr v Zedlitz ſagte bei einer Quotiſirung
ätten wir jetzt nach dem Geſetz von 1880 keine verfügbaren

ittel Das iſt aber ganz unrichtig Er ſagte ferner Bei
einer Quotiſirung würde vor 1866 die Militärorganiſation ab

bnt worden ſein Mit demſelben Recht könnte man ſawir hätten ſie nicht weil wir das Ausgabebewilligüngs

an den Gütern der Reichen giert Die Geſchichte wird noch klarer ſtellen wie ſie heute thut
daß in den Konfliktszeiten die Regierungen jederzeit den Friede
hätten haben können wenn ſie ſich auf die 2 jährige Dienſtzeeingelaſſen hätten Unruhe rechts ohne jede Einwirkung auf der
Erfolg des Krieges denn alle Soldaten die im Kriege geweſen
ſind haben nicht länger als Hpe oder zwei einſechſtel Jahre ge
dient Widerſpruch rechts Die ganze Frage der Reorganiſation
hing in keiner Weiſe zuſammen mit der Frage der Dienſtzeit wie
der Miniſter ſelbſt erklärt hat

Jn Bezug auf die Deklarationspflicht ſtehe ich nicht auf
dem ablehnenden Standpunkte des Herrn Reichenſperger Jch bin
aber auch nicht für die Deklarationspflicht in jeder Geſtalt Jch
urtheile kühler Jch werde mich darüber erſt entſcheiden wenn
ich weiß in welcher Geſtalt ſie zum Abſchluſſe kommt Jn der
Form in der ſie hier vorgeſchlagen wird iſt ſie für mich
unannehmbar Ueber die Wirkung der Deklaration herrſchen
nun vielfach unklare Vorſtellungen Man glaubt die Einſchätzung
werde dadurch in das Gewiſſen der einzelnen Steuerpflichtigen
geſchoben ähnlich wie mit dem Eide beim Civilprozeß Jn Wirk
lichkeit iſt es aber hier wie bei der Vernehmung des Angeſchuldigten
im Strafprozeß nur mit dem Unterſchied daß im Strafprozeß
der Unterſuchungsrichter dem Angeſchuldigten ſagt er ſei nicht
verpflichtet etwas gegen ſich auszuſagen während hier der Be
treffende gerade verpflichtet iſt gegen ſich auszuſagen Heiterkeit
Das ſächſiſche Steuergeſetz verbietet ausdrücklich das tiefere Ein
dringen in die Prüfung der Deklaration Hört hört links
Der Herr Finanzminiſter nahm vielzuſehr Bezug auf andere
Geſetzgebungen Wenn er aber dazu nicht imſtande war ſo ſagte
er Warum ſoll Preußen nicht vorangehen So findet man
immer einen Grund Der Herr Finanzminiſter iſt ſogar in das
Mittelalter hinabgeſtiegen und ſelbſt bei den alten Römern an
gekommen Heiterkeit Ja wenn Sie eine derartige Sammlung
von Steuerſchrauben veranſtalten wollen dann kämen wir zu einer
Sammlung wie die der Werkzeuge in der nürnberger Folter
kammer und jedem Steuerzahler wird davor angſt und bange
ſein Heiterkeit

Hinſichtlich der Veranlagung skommiſſion kommt es im
weſentlichen auf die Ernennung von Mitgliedern in die Kommiſſion
an und in dieſer Beziehung liegt hier ein Plan vor ein groß
artig geſchultes Beamtenthum zu erziehen als Steuerfiskale
Aſſeſſoren Jnſpektoren die an größeren Orten ſtationirt werden
und herumreiſen die in alle Kommiſſionen hineingeſetzt werden
Das wird um ſo bedenklicher wenn man ſich vorſtellt daß dieſe
Beamten aus der Schule des Herrn Generalſteuerdirektors in den
ſelben Ton des Bewußtfeins ihrer Ueberlegenheit in die Ein
ſchätzungskommiſſion hineintreten wie der Herr Generalſteuer
direktor hier ihn gezeigt hat und wenn man dazu in Betracht
zieht daß dieſe Mitglieder nicht blos wie der Herr Generalſteuer
direktor vor uns in der beſcheidenen Rolle eines Regierungs
kommiſſars Heiterkeit erſcheinen ſondern Sitz und Stimme haben
derart daß wenn ein oder zwei der unabhängigen Mitglieder ſich
auf ihre Seite geſtellt haben ſie die Majorität in der Kommiſſion
bilden Gerade unter der Deklaration muß das Moment der
Selbſtverwaltung und des Ehrenamts gewahrt und nicht ver
kümmert werden Die Einſetzung der Regierungsräthe in die
provinzialen Bezirlksausſchüſſe iſt auch ſeiner Zeit nur erfolgt weil
das Herrenhaus darauf beſtand

Jch bin er Ha7 entſchieden gegen den Vorſitz des
Landrathes Das iſt eine politiſche prinzipielle Frage Es iſt
ein großer Fehler unſerer Geſetzgebung daß alle neueren Ver
waltungsbefugniſſe auf den Landrath übertragen ſind Derſelbe
iſt dadurch wenn auch nicht formell doch thatſächlich mächtiger
geworden für ſeinen Kreis als ſelbſt ein Fürſt in ſeinem Land
Durch das diskretionäre Ermeſſen welches der Landrath in vielen
Beziehungen hat wird die Selbſtändigkeit der Selbſtverwaltung
überall auf das ernſtlichſte gefährdet Man darf daher nicht noch
weitere Befugniſſe für den Landrath konſtruiren Daß der Land
rath nur in die einzelnen Dinge eingreifen und ein Steuerbeamter
neben ihm thätig ſein ſoll macht die Sache nicht beſſer Dieſes
Eingreifen in einzelnen Fällen kann gerade zu politiſchem Miß
brauch bei den Einſchätzungen führen Andrerſeits iſt nichts miß
licher als dem Landrath die formelle Verantwortlichkeit zu geben
für das was er gar nicht ſelbſt arbeitet Schon jetzt dient die
Stellung welche der Kreisſeklretär thatſächlich einnimmt nicht
dazu die Autorität des Landraths zu heben Unruhe rechts

Jch halte es für meine Perſon nicht für richtig wenn dieſe
Vorlagen nun auf Monate in den Kommiſſionen verſteckt werden
Denn ſie enthalten nicht blos techniſche Punkte ſondern wichtige
Prinzipien Man ſollte zunächſt nur die techniſche Arbeit der
Kommiſſion überlaſſen dagegen dieſe allgemeinen Fragen bei
denen jeder vom andern lernen kann bei denen es darauf an
kommt daß das Land mitarbeitet in zweiten Berathung im
Plenum entſcheiden ehe ſie in die Kommiſſich kommen ähnlich
wie es in der Geſetzgebung von 1867 bis 1877 geweſen iſt Von
nationalliberaler Seite iſt ein ſehr richtiger Gedanke geäußert
worden und man ſoll das Gute nehmen woher es kommt
Heiterkeit nämlich die Anſicht daß es richtig wäre bei dieſen

großen Geſetzen das Haus aufzulöſen und die Entſcheidung
des Landes über dieſe großen Prinzipien in Form einer neuen
Wahl herbeizuführen Als das Abgeordnetenhaus gewählt wurde
war eine ganz andere Zeit wie es in der National Zeitung
bieß eine Zeit der Verſumpfung der preußiſchen Geſetzgebung
welche die letzte Periode des Fürſten Bismarck kennzeichnete Jch
ſtimme darin durchaus mit den Herren überein Große Heiter
keit Die Wahlen fielen in eine Zeit großer Apathie im Lande
und es wäre ganz richtig wenn wie Fürſt Bismarck ſich einmal
ausdrückte den Abgeordneten Gelegenheit gegeben würde ſich
mit dem Boden ihres Urſprungs wieder in Verbindung zu ſetzen
Heiterkeit

Die Frage des politiſchen Wahlrechts ſcheint mir noch
nicht in ihrer thatſächlichen Bedeutung erfaßt zu ſein Es wurde
geſprochen von der Abänderung die das politiſche Wahlrecht er
fahren kann durch die Herabſetzung in den beiden unterſten
Stufen welche von der Staatsſteuer nicht betroffen werden auf

M 40 Pf Man hat aber außer Betracht gelaſſen daß auch
bei den jetzigen Klaſſenſteuerpflichtigen des Stagtes mit der Herab
ſetzung des Tarifs zugleich eine Herabminderung des Wahlrechts her
beigefuüührt wird Die Einſchätzung zu den Wahlen richtet ſich nicht
nach dem was der Staat an Klaſſenſteuer bekommt ſondern nach
dem Geſetz von 1873 Bei der Einſchätzung der Abtheilungen zur
Wahl werden jetzt in Rechnung geſtellt die 12 Monate während
der Staat nur 9 Monate erhebt Bei einer Einkommenklaſſe von
900 1050 M fallen alſo jetzt 9 M ins Gewicht obgleich der
Staat nur 6,75 und künftig nur 6 M erhebt Hierin liegt die
Hauptverminderung des Wahlrechts Man ſollte ſich entſchließen
jetzt bei dieſem Anlaß das Reichstagswahlrecht auch für
den Landtag einzuführen Unruhe rechts Wer dagegen
iſt iſt eigentlich auch gegen das Reichstagswahlrecht Dann ſagen
Sie es auch nur offen und es wäre mir noch lieber geweſen
wenn Sie es im Februar geſagt hätten Die Erörterung dieſer
Frage ſteht wohl mit dem vorliegenden Gegenſtand in Zuſammen
hang Denn wo will man überhaupt von ſeiten der parla
mentariſchen Vertretung ſeine politiſchen Rechte ſichern wenn
nicht da wo neue Steuern gefordert werden Eine Volksver
treiung die dann nicht auf dem Platze iſt und ſich darauf
beſchränkt Monologe zu halten und Reſolutionen zu faſſen welche
die Regierung berückſichtigen oder nicht berückſichtigen kann diearbeitet nur den Scheinkonſtitutionalismus in die Hände

Herr v Caprivi hat in ſeiner Einleitungsrede hervorgehoben
die h daß ſie auch nach Ablauf des Sozialiſten

eſetzes ohne Ansnahmebeſtimmungen ſtark genug ſei um jederGewaltthatigkeit und Ungeſetzlichkeit von ſozialdemokratiſcher Seite

entgegenzuwirken das beſtätigt die Auffaſſung die ich immer ver
treten habe daß das Arſenal unſerer W ein ſo reiches
n keinerlei Verſchärfung bedarf Jm übrigen aber war

ie Andeinokrati toriſch geſchickt als daß ſie gerade in Verindung ſand Kit dieſen G hen gut t 3 neuerer Zeit
des Herrn Miniſterpräſidenten an die Sozial
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von Jntereſſengegenſätzen wiederholt wird
rechts

h e n ung et

es häufig üblich geweſen alle r mit der Sozialdemokratie
in Verbindung zu bringen zenn die Herren evangeliſchen
Geiſtlichen vom Staate mehr Gehalt haben wollen begründen ſie
das damit daß ſie die Sozialdemokratie dann beſſer bekämpfen
können Heiterkeit Bei Kirchenbauten wird der gleiche Geſichts
unkt hervorgehoben aber mit Unrecht denn der Glaube an dasd entbindet niemand von der Verpflichtung das irdiſche

iesſeits ſo gut wie möglich zu geſtalten Es kommt in erſter
Reihe darauf an der Sozialdemokratie zu zeigen daß ihre
Theorien Jrrlehren ſind und die Verhältniſſe nicht beſſer ge
ſtalten Sehr gut links Schließlich haben ja alle Geſetze in
ſofern Zuſammenhang mit der ſozialdemokratiſchen Bewegung als
man ein Jntereſſe daran hat ſie möglichſt gut zu machen enn
aber dieſe Einkommenſteuer ſo angenommen wird wie ſie iſt ſowird man im Lande weit mehr a uſriedenheſt als Zufriedenheit

hervorrufen Unzufriedenheit gerade in den Mittelklaſſen die den
Kern und die Phalanx in der Abwehr gegen Angriffe gegen die
geſellſchaftliche Ordnung bilden

Der Finanzminiſter ſchloß damit daß das Geſetz zum Zwecke
die ausgleichende Gerechtigkeit habe Ja wo bleibt hier die aus
gleichende Gerechtigkeit Um dieſe zu üben iſt in erſter Reihe
der Platz im Reichshaushalt bei den indirekten Steuern bei den
Zöllen Sehr wahr links Was bedeunten die 42 Millionen
Gewerbeſteuererlaß gegenüber den 445 Millionen aus den Zöllen
Die Herabſetzung der Einſchätzung an Einkommen bei dem Vor
handenſein von Kindern mit 50 M pro Kind bedeutet in der
unterſten Stufe eine Jahresentlaſtung von nur 33 Pf und in der
nächſten von 1 während durch die Zölle das Brot jeder
Familie auch der nicht einmal klaſſenſteuerpflichtigen um mindeſtens
40 M jährlich vertheuert wird Hört hört links Unruhe rechts
Der Einwand des Herrn v Hnuene daß nur die Rohprodukte ver
theuert werden iſt nicht recht verſtändlich oder meint er daß von
den Müllern und Fleiſchern die Vertheuerung ausgeht Das
glaubt ihm kein Menſch mehr nicht einmal die eigenen Hinter
ſaſſen Unruhe rechts Sein weiterer Einwand daß bei Auf
hebung der Zölle es nun jenſeits der Grenze auch theurer würde
wäre dann nur richtig wenn der Zoll verhinderte daß wir vom
Auslande kaufen und alles was wir an Getreide kaufen im
eigenen Lande herſtellen Das iſt aber nicht der Fall Es wird
kein Hektar mehr beſtellt infolge der Zölle ſondern wir müſſen
ebenſo wie früher von dem Auslande dazu kaufen und dem Zu
wachs der Bevölkerung entſpricht keineswegs ein Zuwachs unſerer
Kornproduktion Wir müſſen alſo den Zoll ſelbſt bezahlen
Andererſeits aber müßte doch Hr v Huene mit der von ihm
vorausgeſetzten Folge der Aufhebung der Zölle daß eine Ver
billigung nicht einträte im Jntereſſe der Landwirthſchaft beſonders
zufrieden ſein Dann dürfte gerade die Landwirthſchaft keine Ein
wendung mehr erheben Jch beſtreite auch daß die Aufrecht
erhaltung der Zölle im Jntereſſe der Arbeiter liegt Nur der
Grundrente kommt der Zoll zugute Der Druck der Zölle wird
gerade gegenwärtig ſo überaus ſtark empfunden weil der Roggen
preis dadurch eine Höhe von über 180 M erhalten hat bei der
1887 beautragt wurde den Satz von 5 M herabzuſetzen Auf
dieſem Satz ſind wir angelangt trotz der guten Ernte der Land
wirthſchaft Widerſpruch rechts weil die Vorräthe der Vorjahre
erſchöpft ſind Zu gleicher Zeit iſt die Kartoffelernte eine un
günſtige geweſen ſo daß auch dadurch den ärmeren Kreiſen immer
weniger Geld für Brot und Fleiſch übrig bleibt Ruf zur
Sache Wenn man von der Belaſtung des Landes und der
kleinen Leute ſpricht ſo darf man an dieſer Thatſache nicht
ſchweigend vorübergehen Früher war es ein geflügeltes Wort
wir ſeien dem Süden zu liberal jetzt kann man umgekehrt ſagen
wir ſind ihm zu agrariſch Selbſt die ſüddentſchen Regierungen
verlangen bereits die Oeffnung der Grenzen Auf die eventuellen
Ergebniſſe der Verhandlungen mit Oeſterreich im nächſten Jahre
können wir uns nicht vertröſten umſoweniger als es ſich nur
um die Ermäßigung für einen Theil der Grenze handelt
und eine ſolche nicht dem Konſumenten ſondern nur dem
öſterreichiſch ungariſchen Produzenten zugute kommen würde
hört hört rechts
Wir wollen nicht daß eine ſolche Politik forkgeſetzt wird Jſt

die Regierung erſt eniſchloſſen hier umzukehren zunächſt eine als
baldige Herabſetzung und ſpäter eine gänzliche Beſeitigung der
Getreidezölle vorzunehmen die Grenzen zu öffnen für Vieh und
Fleiſch dann bin ich ebenſo wie Hr Rickert damit einverſtanden
daß wir zur Deckung der finanziellen Ausfälle im direkten Steuer
ſyſtem größere Anſprüche an die Wohlhabenden richten Bei dem
jetzigen Wirihſchaftsſyſtem bei der herrſchenden Vertheuerungs
politikt da auch nur mittels eines neuen Steuergeſetes ein
Zwanzigmarkſtück mehr aufzubringen hieße uns mit verantwortlich
machen für eine Politik die wir verderblich halten für das Volk
für das Vaterland Lebhaſter Beifall links Ziſchen rechts

Finanzminiſter Dr Miquél Daß der Herr Abg Richter an
dem ganzen Steuerreſormplan wie er hier vorliegt kein gutes
Haar laſſen würde davon war ich von vornherein überzeugt

Sehr richtig Dieſe Ueberzeugung verſtärkte ſich in mir als
ich meiner Pflicht entſprechend Rath und Beiſtand allenthalben

zSrelſinnige Zeitung fluß auf dies Blatt
en Morgen den ganzen Sommer hindurch wo ich

beinuüuht war die St
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konnte ich ja wohl dem Abg Richter zuſchreib
dieſen als einen ſehr gewiegten Kenner unſeres Steuer und
Finanzweſens kenne ſo hoffte ich in dieſer Zeitung bei meinen
Beinühunngen einige nützliche Rathſchläge zu finden Jch ließ
mich darin auch nicht dadurch ſtören daß ich perſönlich in dieſer
Zeitung bei meinen Vemühnngen gewiſſermaßen wie ein Ver

recher hingeſtellt wurde der ſich ein ganz verderbliches Werk
vorgeſetzt hat Das war der Grundton den ich in dieſem einen
Blalte den ganzen Sommer hindurch fand aber ich ſagte mir
nichts deſto weniger es würden doch vielleicht nützliche Vor
ſchläge von einem ſo gewiegten Sachkenner ausgehen Was fand
ich aber ſtatt deſſen Kritik und Kritik jeden Tag und zwar
eine Kritik die ſich von einem auf den anderen Tag geradezu
widerſprach wie das auch heute wieder bei einer Dialektik die
die meine weit weit übertrifft noch viel mehr ſtattfand aber
poſitive Vorſchläge nur wenig Denn wenn die einzigen Vor
ſchläge die ich fand ſich auch auf die Erbſchaftsſteuer bezogen
und an dem einen Tage in der Freiſinnigen Zeiklung der
kurioſe Vorſchlag gemacht wurde dieſe Steuer zu einer Kommunagl
ſteuer zu machen ich dachte mir das bezöge ſich wohl weſent
lich auf Wiesbaden wo in Preußen die meiſten Penſionäre
ſterben und der Regierung am anderen Tage der Vorwurf
geinacht wird daß die Erbſchaftsſtener als Staatsſtener ein

eführt werden ſoll während ſie doch naturgemäß eine Reichs
teuer ſein müßte ſo daß eine Steuer die an einem Tage für
den Umkreis einer Kommnune gehörig erſcheint am nächſten Tage
als zu umfangreich für den großen preußiſchen Staat erſcheint
ſo iſt das wohl noch ziemlich unbedenklich Aber bedenklicher
ſind die heute gehörten Eedanken welche darauf hinzielen ein
Werk das den Zweck hat den Geringeren und wenig Vegüterten
der heute überlaſtet iſt mag er in Oſtpreußen oder in Aachen
mag er in dem Sondboden von Pommern oder Weſipreußen ſein
Leben friſten oder auf den Höhen der Eiffel im Taunus oder
Weſterwald gleichmäßig zu entlaſten dagegen auch gleichmäßig
zu belaſten oder vielmehr gerecht zur Steuer heranzuziehen mag
der betreffende Steuerpflichtige im Süden Oſten Norden
Weſten wohnen wenn einem ſolchen Beſtreben der Regierung
und dieſes Haufes gegenüber das gar nicht daran denkt irgend
welche Gegenden oder Kreiſe die Städte oder das Land zu be
günſtigen ſondern die Geſammtheit gleichmäßig belaſten will
wenn dem gegenüber wieder das alte ſchon früher hier von mir
als Abgeordneter bekämpfte Syſtem der künſtlichen Erzeugung

Lebhafter Beifall
ch werde in der Kommiſſion noch weiter nachweiſen

wie ganz falſch dieſe Behauptungen thatſächlich ſind ich werde
dort nachweiſen wie ſehr es berechtigt iſt wenn in mir der Ge
danke viel ſchärfer hervortrat wie man Prägravationen zu
Gunſten des Landes für Städte bei der Grund und Gebäude

Keuer vermeiden kann Ich habe hier eine Tabelle aus der ſich

e e e

ß

W r r a mr e J T reT r 2 e

See

zeigt wie im Oſten und Weſten die Dinge liegen Jn den ſieben Für den kleinen Handiverker ſelbſt wenn er nur 12 bis 20 M
öſtlichen Provinzen kommen in den Städten auf den Kopf der weniger bezahlen muß bedeulet das ſchon immer etwas ſehr Er
Bevölkerung an Grundſteuer 29 Pf an Gebäudeſteuer 231 zu
ſammen 260 ich bitte Sie das Thatſächliche einmal erſt in
Bezug auf das Verhältniß vom Oſten zum Weſten feſtzuhalten
Jn den weſtlichen und neuen Provinzen kommen auf den Kopf
der Bevölkerung in den Städten 38 Pf Grundſtener 212 Pf
Gebändeſteuer zuſammen 250 Pf im Oſten kommen alſo auf
den Kopf der Bevölkerung 10 Pf mehr im ganzen als im Weſten
Hört hörtl Jch will Jhnen das Geheimniß erklären

Während der Durchſchnitt in der ganzen Monarchie in den
Städten 272 Pf beträgt kommen für Berlin allein auf den Kopf
der Bevölkerung 555 Pf Jetzt komme ich auf das Land Auf
dem platten Lande beträgt in den ſieben öſtlichen Provinzen die
Grundſteuer 192 Pf die Gebäudeſteuer 41 Pf zufammen
233 Pf in den weſtlichen und neuen Provinzen kommt Grund
ſteuer auf dem platten Lande auf den Kopf 222 Pf Hört hörtl
die Gebäudeſteuer beträgt 57 Pf in Summa 279 Pf Jn der
ganzen Monarchie beträgt die Summe 252 Pf Der Durchſchnitt
alſo iſt hier im Verhältniß zum ganzen Lande in den weſtlichen
und den neuen Provinzen 279 gegen 2562 Aber dieſer Durch
ſchnitt ſetzt ſich nun zuſammen aus Grund und Gebändeſteuer
Was bedeutet Gebäudeſteuer Sie bedeutet eine periodiſch wachſende
Steuer zu Gunſten derjenigen Kommunen welchen dieſelbe über
wieſen wird Was bedeutet Grundſteuer Eine fixirte Steuer
die in ihrem Ertrag überhaupt nicht mehr in die Höhe geht
Jch werde in der Kommiſſion noch genauere Details darüber
geben was ich jetzt für verfrüht halte Wir werden auf dieſe
Dinge dann kommen wenn wir wirklich an der Hand eines
Kommunalſteuergeſetzes die Ueberweiſung der Grund und Ge
bändeſteuer vornehmen werden Jm großen und ganzen wird
aber ſchon aus dieſen Zahlen hervorgehen daß irgend ein Grnund
hier die Jntereſſen des Oſtens und des Weſtens oder gar der
Städte und des Landes hervorzuholen in dieſen verſchiedenen
Pfennigen in keiner Weiſe liegt Sehr gut rechts Außerdem
kann man doch hier nicht die Berechnung nach der Kopfzahl zu
Grunde legen der Abgeordnete Richter wird doch nicht verlangen
daß jemand der einen guten Weizenboden hat nicht mehr be
zahlen ſoll als derjenige der einen flüchtigen Sandboden beſitzt
Alſo dieſe ganze Rechnung nach der Kopfzahl iſt überhaupt nicht
richtig das giebt gar kein wirkliches Bild von der thatſächlichen
Leiſtungsfähigkeit Jch wiederhole gleichgiltig wo jemand wohnt
ob im Oſten oder Weſten er ſoll zu den Staatslaſten nach ſeiner
Leiſtungsfähigkeit beitragen Beifall

Jch gehe nun auf die eigentlichen Vorwürfe ein welche der
Abg Richter dem ganzen Reformplan gemacht hat Er ſagte
der Plan charakteriſire ſich durch zwei Produkte einmal ſoll der
Steuerzahler mehr bluten Jch will mal hierbei vorläufig bleiben
Herr Richter hat mit großem Recht und mit noch größerem
Aplomb ſtets betont die Laſt die weitans am läſtigſten und
ſchwerſten ertragen wird iſt die Kommunallaſt Er hat darin
vollkommen recht und ich ſtimme ihm darin durchaus bei Wenn
nun in dieſem Geſetz ausdrücklich geſagt iſt die geſammte Grund
und Gebäudeſteuer nach Maßgabe der Mehrerträge die weiter
in der Staatsſteuer auſkommen ſoll zugunſten der Kommunen
verwandt werden wie ſtimmt das mit dem Vorderſatz Herr
Richter hat dann weiter die Sache ſo dargeſtellt als wenn die
Ueberweiſung der Grund und Gebändeſteuer eine einſeitige Be
günſtigung der Grund und Gebäude beſitzenden Klaſſen ſei
Wenn die Geſaumteinnahmen der Kommunen welche heute theil
weiſe durch die Grund und Gebäudeſteuer theilweiſe durch die
Gebäude Einkommenſtener gedeckt werden wenn dieſe wachſen
ſo kommt das dem Steuerpflichtigen gerade ſo zugute Sehr
richtig rechts Aber noch mehr Jſt es denn überhaupt richtig
daß man den Grund und Gebändebeſitzer in Gegenſatz bringt
zu dem Einkommenſteuerpflichtigen Sind das nicht dieſelben
Menſchen haben denn nicht die Grund und Gebändebeſitzer auch
Einkommenſteuer zu zahlen Wie kann man alſo ſolche künſt
lichen Gegenſätze ſchaffen und daraus Materiai gegen die ganze
Reform herleiten wollen Das kann niemand mehr beſtreiten
obwohl die gegueriſche Preſſe von Tag zu Tag bis zu dem
Bekanntwerden der Steuergeſehentwürfe es betont hat daß
die Staatsregierung in der bündigſten und klarſten Weiſe geſichert
durch gefetzliche Vorſchriften auf Mehreinnahmen zugunſten der
Staatskaſſe aus der Reſorm verzichtet hat und ich habe ſchon
geſagt wollen Sie das durch irgend welche Klaufulirungen noch
mehr ſichern ſo iſt es mir lieb denn ich ſehe darin nur eine Ver
ſtärkung des geſammten Programms der Regierung Alſo damit
kann man nicht mehr kommen Mit der Plusmacherei, mit
dem Mehranziehen der Steuerſchraube, das geht nicht mehr
Jetzt ſtellt man die Sache ſo dar als wenngmian die Einkommen
ſleuerpflichtigen allein zugunſten einer Agrarierpolitik zugunſten
der grundbeſitzenden Klaſſen überlaſten wollte Jch will aber in
dieſer Beziehung ganz offen ſein obgleich ich ſicher bin daß auch
dies wieder mißverſtanden wird Jch bin wirklich der Meinung
und das liegt im Geſammtprogramm wer darüber nachdenkt
müßte es von ſelbſt finden daß wenn es ſich nun um richtige
Vertheilung der Steuerlaſt heut handelt dann iſt die nothwendige
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Lebhafter Veiſall rechts Jch ſpreche dies ganz offen aus denn
ich ſage ſo den großen ſoziglen und wirthſchaftlichen Ver
änderungen in den Beſitzverhältniffen den Verſchiebungen in den
Verhältniſſen namentlich des mobilen und immobilen Kapitals
und deſſen Erträgniſſen iſt mit unſerer Steuergeſetzgebung nicht
nachzukommen Sehr richtig Und wir wollen es jetzt nach
holen Lebhafter Veifall Das ſteckt von ſelbſt in dem Ge
danken den ich ausgeſprochen habe es muß mehr als bisher die
Perſonalſteuer in den Vordergrund treten Wir ſind gegenwärtig
nicht in der Lage die ſogenannten Nebenſtenern obwohl ſie heute
noch die Hauptſtenern ſind in den Erträgen die Objektſteuern
gänzlich aufzugeben Wenn ich Jhuen vorgeſchlagen hätte die
Grund und Gebäudeſtener heute an die Kommnnen insgeſammt
zu überweiſen die Gewerbeſteuer im allgemeinen aufzugeben
aber die Veſteuerung der gewerblichen Anlagen den Gemeinden
zu überweiſen ſo hätte ich Jhnen wohl auch eine andere Weiſe
der Deckung der Stagatsansgaben vorſchlagen müſſen nämlich die
Einkommenſteuer ſoſort auf 6 Proz zu erhöhen hört hört und
auch das würde nicht genügt haben Nun frage ich kaun ein
praktiſcher Politiker einen ſolchen Schritt thun Würde nicht
die Steuerreform ſelbſt das ſchließliche Ziel das wir erreichen
wollen bei einem ſolchen Vorgehen auſs äußerſte gefährdet
werden Sehr richtig Kann man ſolche Sprünge im Steuer
weſen machen Wohin die ſchließliche Entwicklung führt wiſſen
wir nicht aber wir haben den richtigen Weg eingeſchlagen wir
haben uns ein Ziel geſteckt das wir erreichen können das uns
aber nicht den Weg zur weiteren Entwicklung verbaut Herr
Richter lächelt auch über die früheren Entlaſtungen Jn den
unterſten Stufen der Einkommenſteuer und in der geſammten
Klaſſenſteuer ſind bereits früher 26 Millionen erlaſſen jetzt ſollen
nach der Negiernngsvorlage noch weitere 4 Millionen erlaſſen
werden Jch ſage ganz offen daß ich durch die Debatten hier
im Hauſe allerdings auch eine verſtärkte Neigung bekommen habe
wenn es finonziell durchtführhar iſt den Steuertarif noch mehr
für die Steuerſtufen über 3000 M zu erteichtern Beifall und
ich werde mich in der gewiſſenhafteſten Weiſe in der Kommiſſion
an Jhren Arbeiten in dieſer Beziehung betheiligen Veifall
Jch kann Jhnen ja keine beſtimmten Verſprechungen zur Zeit
machen ich weiß ja noch nicht wie ſich das Staatsminiſterium
zu der Sache ſteilen wird aber das Beſtreben liegt genau inner
halb des ganzen Programms welches die Staatsregierung in
Ausſicht nimmt Jch werde alſo Jhre Beſtrebungen nach dieſer
Richtung hin ſo weit es an mir liegt unterſtützen Beifall
Aber ſolche Entlaſtungen wie ich ſie bezeichnet habe bedeuten
doch nicht Nichts Erſt 26 Millionen dann 4 Millionen in der
Gewerbeſteuer 1600 M die Steuergrenze das will ſagen ein
Drittel aller Gewerbetreibenden frei das will ſagen weitere
Entlaſtungen in den beiden folgenden Stufen und die d re

Heranziehung der größeren Betriebe das bedeutet nicht ts

hebliches ſehr richtig und ich glaube nicht daß der Hand
werkerſtand dem Abg Richter beitreten wird wenn die Reform
der Gewerbeſteuer in der Weiſe ihm gegenüber charakteriſirt wird
wie der Abg Richter zu thun beliebte

Hr Richter hat ſich daun einigermaßen der Großbelriebe an
genommen und gewiſſermaßen durchblicken laſſen als wenn die
Staatsregierung irgend eine beſondere Tendenz gegen die Groß
betriebe verſolge als wenn ſie damit eine Art Sozialpolitik in
verkehrter Weiſe treiben wolle er Staatsregierung liegt dieſe
Tendenz abſolut fern Wir ſtellen an die Großbetriebe ſelbſt
die Frage ob ſie es für richtig halten daß die Großbetriebe
r und o Proz bisher gezahlt haben die Kleinbetriebe
agegen bis zu 4 Proz Zuſtimmung und ich bin über die

Antwort gar nicht zweifelhaft Das deutſche Bürgerthum iſt
geweckt genug zu ſagen dieſe Reform wenn ſie auch zu unſern
Laſten kommt iſt an ſich begründet und nothwendig Beifall
wie ich denn auch gar nicht glaube daß die Steuerpflichtigen in
den höheren Klaſſen der Einkommenſteuer durchgängig gegen eine
gerechtere Veranlagung ſind Sehr richtig Zu mir ſelbſt ſind
nicht einer nein zehn dreißig Männer mindeſtens in dieſem
Sommer gekommen die zu den höchſten Einkommenſteuer
pflichtigen gehören und haben mich in dem Beſtreben beſtärkt
endlich Gerechtigkeit auf dieſem Gebiet herbeizuführen Beifall
Gott ſei Dank iſt unſer deutſches Bürgerthum noch ſo geſinnt
Das bedeutet es daß ich dieſen guten Glauben habe wenn ich
am Schluſſe meiner erſten einleitenden Rede ſagte wo lediglich
Gerechtigkeit gefordert wird da giebt es keine Parteien und
Jntereſſen Lebhafter Beifall

Der Abg Richter ſagt nun ich hätte mit einer bewunderns
würdigen Dialektik den gewaltigen Ueberſchuß in unſerem preußi
ſchen Staatshaushalt für von 1889/90 weggeſprochen Jch habe
nur zwei einfache Gedanken ausgeſprochen und weiter gar keine
Dialektik benntzt Jch habe nur geſagt der Ueberſchuß für ſich
allein betrachtet könnte zu dem Glauben verleiten als wenn der
Geſammtbetrag der direkten Steuern zu hoch ſei Er darf aber
nicht für ſich betrachtet werden ſondern ſeine wahre Bedeutung
findet er nur wenn man eine Reihe von Jahren zurückgeht und
dieſe betrachtet und ſich fragt was iſt in ihnen zur Schulden
tilgung geſchehen Jch habe darauf hingewieſen daß ſeit 1882 der
Durchſchnittsbetrag der Schuldentilgung noch nicht einmal 1 z Proz
beträgt ohne die zuwachſenden Zinſen und Herr Richter hat darauf
nicht geantwortet Dieſe Zahlen ſind keine Dialektik über Zahlen
läßt ſich nicht ſtreiten wenn ſie richtig ſind Dieſe Zahlen hat
Herr Richter nicht weiter berührt und ich frage das Haus ob
wenn wir eine Schuldenlaſt von 5,800,000,090 haben eine ſolche
Durchſchnittstilgung in dieſem Betrag eine zu hohe iſt

Wie ſtimmt nun dieſes Ganze mit dem Grundprogramm des
Herrn Richter Er ſagt Eure Reform der direkten Steuern be
ſagt ja überhaupt gar nichts das ſind klägliche paar Pfennige
paar Mark die an Entlaſtung geboten werden das Weſen der
Sache liegt in den indirekten Steuern Da knüpfe ich daran die
weitere Frage Herr Richter einer der genaueſten Kenner unſeres
Etats hat jahraus jahrein Gelegenheit hier in Preußen unnöthige
Ausgaben zu bekämpfen zu ſagen hier ſind Erſparniſſe nöthig
an Beanmtengehältern wenn Sie wollen an Meliorationen an
Schulen er hätte da volle Gelegenheit uns darüber zu belehren
wie der preußiſche Staat in den Ausgaben weſentlich vermindert
werden kann Jch werde mich freuen wenn er das wenigſtens in
Zukunft thüut denn in dieſer Beziehung wird er meine Bundes
genoſſenſchaft unnütze Ausgaben zu vermeiden in vollen Maße
haben Wenn nun aber die Ausgaben in Preußen nicht weſent
lich vermindert werden können wo bleiben wir dann wenn wir
die Einnahmequellen nicht behalten Vermindern wir dieſelben
im Reich erhöhen wir die Matrikularbeiträge ſo wäre ja die
nothwendige Folge die direkten Steuern zu erhöhen Sehr
richtig Aber die direkten Steuern können Sie nur in Wirklich
keit erhöhen wenn ſie gerecht veranlagt ſind Ganz ungleichmäßig
veranlagte Steuern zu erhöhen darauf Prozente zu ſchlagen da
verdoppelt man die Ungerechtigkeit Sehr richtig Mit vollem
Vorbedacht ich will es ganz offen ausſprechen habe ich ſchon
früher einmal den Satz ausgeſprochen daß es ſich hier allerdings
nicht um eine augenblickliche Vermehrung der Einnahmen des
Staates handelt wohl aber um eine Konſolidation unſeres Staats
ſinanzweſens überhaupt denn die Staatsfinanzen in guten vor
allem aber in ſchlechten Zeiten ſind viel richtiger auf gleich
mäßig und gerecht veranlagte Steuern ſundirt als auf Steuern
die als das Gegentheil charakterifirt werden müſſen Sehr
richtig

Dann fragt Herr Richter im Anſchluß an dieſe Deduktion
warum wir nun nicht gleich damit beginnen zur Beſeitigung der
lex Huene die Gründ und Gebäudeſteuer zur Hälfte zu über
weiſen Die lex Maene macht in dieſem Jahre in der Ueber
weiſung an die Kreiſe 47 Millionen aus Kann Herr Richter mir
garantiren daß ſie das nächſte Jahr nur 30 Millionen betragen
wird Wenn wir wie er meint eine ſehr gute Ernte gehabt
haben Lachen rechts was leider nicht mit unſeren Daten in
vollem Maße übereinſtimmt Sehr richtig wenn er meint daß
der hohe Rubelkurs den Jmport vermindert dann wird er nicht
behaupten können daß die Einnahme Ueberweiſungen aus der
lex Huene im nächſten Jahre ſchon die 35 Millionen der halben
Grundſteuer aus machen Folglich kann er den Staat nicht darauf
verweiſen Er hat geſagt die lex Huene hätte den Kommunen
garnichts genützt Nun Jeder der in den Städten oder auf dem
Lande in den Kommunen mitgewirkt hat der wird doch wahr
ſcheinlich einen ſolchen Satz ſelbſt qus dem Munde des Ab
geordneten Richter nicht vermuthet haben Sehr richtig Daß
die Art und Weiſe der Veriheilung dieſer Stenern der Mangel
der Stabilität der Ueberweiſungen den Gedanken einer definitiven
gleichmäßigeren wenn auch etwas geringeren Ueberweiſung nahe
legt in dieſem Sinne glaube ich mich zu erinnern hat ſich Herr
v Huene ſchon früher ausgeſprochen Es iſt das ein Beweis daß
Herr v Huene das wahre Bedürfniß der Kommunen genau keunt
Ein Jeder der ſich mit der Kommnnalverwaltung einmal be
ſchäftigt hat weiß welche Gefahren in ſtark ſchwankenden Ein
nahmen liegen das iſt nicht blos im Staat der Fall ſondern
vor allem in den Kommunen und daß eine geringere aber
jährlich geſicherte Einnahme viel mehr werth iſt und für die Ge
ſammtheit viel vortheilhaſter Uebermäßig hohe Einnahmen ver
führen leicht zu Ausgaben die man hätte unterlaſſen können
Sehr wahr und dieſe Ausgaben bringen nachher dauernde

Betriebskoſten hinzu Jn ſchlechten Jahren müſſen dann beide
gedeckt werden Donn ſind die Einnahmen geringer und die Aus
gaben höher Wir haben in den Motiven ausgeſprochen daß der
Betrag der denmächſtigen Ueberweiſungen von Grund und
Gebäudeſteuer nach der erſten Veranlagung der Einkommenſteuer
und der Mitverwendung der bisherigen Ueberweiſungen aus den
landwirthſchaftlichen Zöllen wohl aller Wahrſcheinlichkeit nach
mindeſtens die Hälfte der Grund und Gebäudeſteuer ausmachen
würden Wenn ſich nun herausſtellt daß wir hier zu ängſtlich
geweſen ſind daß weit mehrüberwieſen werden kann dann werden
wir überweifen und das halten wir für im höchſten Grade er
wünſcht weil dadurch das Tempo der Ausführung der Grund
gedanken des ganzen Reformplanes nicht gehemmt wird ſondern
weil ſich zeigen wird daß die Verabſchiedung einer Kommnnal
ſteuerreform dadurch im höchſten Grade erleichtert werden
würde

Bei dieſer Gelegenheit will ich auf einen Haupteinwand ank
worten welchen der Abg Richter dem Plan der Staatsregierun
entgegengehalten hat den Einwand der Dunkelheit Er ſagt J
gebe zwar zu daß es unmöglich war die geſammte Durchführung
der Reform im Staate und in den Kommunen gleichzeitig in An
griff zu nehmen aber es hätten doch die Grundlinien in voller
Klarheit uns mitgetheilt werden müſſen ehe wir uns auf eine
ſolche Vermehrung der Einnahmen aus Staatsſteuern einlaſſen

laube 3 bin in dieſer Beztebune was die Grundlinien
eweſen Jn diefer ſchwierigen Matedeutli enuſchen rzulegen würde Material geben n

trifft

aber Einzelheiten ſchon



für eine günſtige ſondern für eine ungünſtige Kritik und es
wäre nicht klug von mir wenn ich in dieſer Beziehung ſchon zu
viel in die Details einginge Einen Hauptpunkt aber will i
Herrn Richter beantworten So ſehr ich auch betone daß die
Ertragsſteuer im Verhältniß zur Perſonalſteuer im Staat ver
mindert werden müſſe ſo wenig bin ich geneigt denſelben Satz
für die Kommunen zu vertreten Sie können ſich kaum eine
Ausgabe der Kommune denken die nicht allen zu gute kommt
Selbſt wenn Sie in einem beſtimmten Bezirk eine Schule bauen
wirkt das auf den Werth des Grund und Bodens ein Dagegen

re das Nichtabziehen der Schulden große Nachtheile herbei
ühren
Jch würde mich gegen den Vorſchlag der von zwei Rednern

der rechten Seite des Hanſes in Beziehung auf die Erhebung der
Ertragsſteuern in der Form von Zuſchlagsſteuern zur Einkommen
ſteuer gemacht worden iſt erklären Jch halte dieſen Vorſchlag
nicht für durchführbar und das werden auch die Herren wenn

ſie aufs Detail eingehen ſelbſt finden Wenn aber geſagt wird
es würde mit dieſen Beſtimmungen einer richtigen Reform der
Kommunalſteuer ein Riegel vorgeſchoben ſo könnte ich mich nicht
damit einverſtanden erklären Wenn dann von jener Seite gegen
die Ueberweiſung der Grund und Gebäudeſteuer geſprochen wird
ſo möchte ich doch daran erinnern daß dieſer ganze Gedanke zu
erſt von Vertretern des Volkswirthſchaftlichen Vereins ausgeht
von Herren die in ihrer geſammten Auffaſſung der wirthſchaft
lichen Verhältniſſe gerade dem Herrn Richter ſehr nahe ſtehen
Herr Richter ſagt man ſoll die Gewerbeſteuer ganz aufheben
Selbſt wenn die Finanzlage dies geſtattete würde ich dem Vor
ſchlage nicht beitreten können Wenn man tabula rasa hätte
könnte man von vornherein eine Gewerbeſteuer konſtruiren die
mehr als die jetzige geeignet iſt demnächſt zu einer ausſchließlichen
Kommunalſteuer zu werden Sie aber ganz aufzuheben und da
durch auch den Kommunen die Heranziehung der Gewerbe zu einer
ſolchen Steuer unmöglich zu machen wäre ſehr verkehrt Unſere
heutige Gewerbeſteuer ſoll die Gewerbe nach dem Ertrage treffen
Es iſt von einer Seite ſchon angedeutet worden man ſoll den
Verſuch machen die Steuer möglichſt nach dem Anlage und Be
triebskapital zu erheben Wir haben eine Menge ſehr erträglicher
Betriebe wo der Betrieb einen ſelbſtändigen Werth hat wo das
Unternehmen ererbt werden kann und alſo für die Nachkommen
einen beſonderen Werth hat aber es giebt auch ſolche die ein
ſehr geringes Anlagekapital hauen Da würde es ſchwer ſein den
richtigen Maßſtab zu finden und es würde verkehrt ſein etwa
gerade ſolche Betriebe vollſtändig frei zu laſſen und andere die
ein hohes Betriebskapital haben und haben müſſen aber keines
wegs einen höheren Ertrag haben allein heranzuziehen Wenn
ich mir denke daß dereinſt mal der Frage praktiſch näher getreten
wird die Gewerbeſteuer in einer neuen Geſtalt zu einer Kommu
nalſteuer zu machen dann würde die Sache ein anderes Geſicht
haben dennedann würde man nicht mehr die einzelnen Gewerbe
treibenden ſondern die gewerblichen Anlagen beſteuern Bei den
Kommunen kommt in Betracht daß die großen gewerblichen An
lagen die Arbeiter in die Stadt hineinziehen dadurch vermehren
ſie die Armenlaſten und Schullaſten der Kommnunen Die heutige
Veranlagung zur Gewerbeſteuer iſt in einer durchaus irrationellen
Weiſe eingerichtet heute beſteuern die Kommunen Aktiengeſellſchaften
und ähnliche Geſellſchaften nach Maßgabe der jährlichen Dividen
den alſo ſchwankenden Einnahmen hohen Einnahmen in Zeiten
wo die Kommunallaſt gering iſt wo alles in Hülle und Fülle da
iſt und die Armenlaſten ſehr mäßig ſind weil dies in Zeiten ge
werblicher Prosperität geſchieht wenn aber ſchlechte Jahre kom
men die VBevölkerungsziffer ſich erheblich vermehrt hat wenn die
Dividenden gering werden und die Ausgaben der Gemeindenwachſen da ſind die Einnahmen gering Wäre es nicht viel rati

neller dieſe gewerblichen großen Anlagen nach einer fixirten ge
wiſſermaßen regelmäßigen als Generalunkoſten erſcheinenden Steuer
zu belaſten Würden ſich die Gemeinden nicht in eben demſelben
Verhältniß beſſer ſtehen wie ſie ſich beſſer ſtehen wenn ſie
weniger Grund und Gebäudeſteuer aber definitive Ueberweiſungen
erhalten als wenn ſie die ſchwankenden Einnahmen aus den
Ergebniſſen der landwirthſchaftlichen 8ölle erhalten Auf dieſe
Frage werden wir ſpäter kommen Darin hat Abg Richter recht
wenn er ſagt derjenige der die Reform der Staatsſteuer mit be
ſtimmten Grundgedanken in Angriff nimmt muß ſich ein klares
Bild gemacht haben Wie wirkt das nun zunächſt auf die Gemein
den Ich glaube ein ſolch klares Bild zu haben ich habe aber
keine Veranlaſſung die ſchwierigen Fragen die hier ſchon ſo viel
Diskuſſion hervorrufen durch Fragen zu ſteigern die erſt in der
Zukunft ihrer Löſung harren Herr Richter rief ſeinem Nachbar
zu das Ausgabe Bewilligungsrecht iſt nichts werth denn nach
unſerer Verfaſſung ſind Mehreinnahmen wenn keine Einigung
zwiſchen Regierung und Volksvertretung herbeigeführt wird zur
Schuldentilgung zu verwenden Jm allgemeinen iſt das ganz
richtig Aber gerade dieſe 88 84 und 86 haben den Zweck die
Sorge zu beſeitigen daß unnöthige Mehreinnahmen aus der
Reform für den Staat hervorgehen und daß ſie keine andere
Wirkung haben ſollten als zur Schuldentilgung verwandt zu wer
den Wenn hier im Geſetze ſteht daß die Mehreinnahmen wenn ſie
nicht zur Schuldentilgung verwendet werden zur Ueberweiſung von
Grund und Gebäudeſteuern verwendet werden müſſen wenn ſogar
falls keine Einigung darüber zu Stande kommt eine Reduktion
der Einkommenſteuer ſtattfinden ſoll ſo iſt doch wohl alle
Garantie gegeben daß hier nicht eine hinterliſtige Falle für die
gutmüthige Volksvertretung gemacht wird Heiterkeit Jch hätte
einmal ſehen wollen wenn ich dieſe Klanſel nicht angenommen
hätte wo dann der ganze Steuerertrag geblieben wäre Heiterkeit
Herr Richter meint ich hätte doch eine Erhöhung des Steuer
tarifs in Ausſicht genommen ich bin mir deſſen nicht bewußt
Der Steuerſatz in der Einkommenſteuer bleibt derſelbe die Re
gierung hat ihrerſeits gar nicht den Verſuch gemacht mehr als
3 Proz zu erheben ſollte das Haus es wollen ſo wird die Re
ierung prüfen und erwägen Halten Sie den Gedanken ſeſt
er Steuerſatz bleibt derſelbe heißt das Bluten der Steuer

pflichtigen Es handelt ſich darum daß endlich da geleiſtet wird
wo geleiſtet werden kann und wo ſchon in der Vergangenheit
hätte geleiſtet werden ſollen Sehr richtig Wird das anerkannt
oder gegen die Art der Veranlagung geſprochen ſo frage ich
ſteckt die Ungleichheit der Veranlagung nicht in der Art der Ver
anlagung Ganz deutlich habe ich Herrn Richter noch nicht ver
ſtanden ob er wirklich die Deklaration für einen Fortſchritt hält
Er hat ſo viel Bedenken gegen die Sache erhoben daß man faſt
glauben ſollte ſo recht ernſt ſei ihm die Sache doch nicht Bis
her konnte man aus der ganzen Art der Veranlagung Niemandem
wegen zu geringer Beſtenerung einen moraliſchen Vorwurf machen
denn das Geſetz forderte keine Angaben in dieſer Beziehung eine
freiwillige Vertretung des Staatsintereſſes konnte man auch nicht
annehmen Ganz anders wird ſich die Sache geſtalten wenn der
Betreffende durch das Geſetz abgehalten wird abſichtlich die Un
wahrheit zu ſagen wo er auf Bürgerrecht und Bürgerpflicht
wie man früher ſagte gefragt wird Daß Jemand wenn er ge
fragt wird den Staat belügen ſollte traue ich der großen Mehr
zahl unſerer preußiſchen Steuerpflichtigen nicht zu Beifall
Wenn ich ihnen das nicht zutraue muß ich auf die Deklaration
kommen Es wäre aber zu weit gegangen nun dieſen guten
Glauben unbedingt auf alle Steuerpflichtigen anzuwenden Das
große Feld des Jrrthums der falſchen Auffaſſung der Steuer
pflichtigen wollen Sie das ganz außer Acht laſſen Die
Allerwenigſten werden grundſätzlich falſche Angaben machen aber
bei Jrrthümern ſoll der Betreffende in der Kommiſſion darauf
aufmerkſam gemacht werden darum können wir die Einſchätzungs
kommiſſionen nicht entbehren Man darf auch nicht gar zu opti
miſtiſch von den Menſchen denken und muß zugeben daß auch
wirklich böswillige Elemente vorhanden bleiben Sehr wahr
und ſollte man dies überſehen ſo wäre man ein Jdealiſt der ſich
an der praktiſchen Geſetzgebung nicht betheiligen ſollte Gegen
die böswilligen Elemente müſſen wir erſt recht Mittel haben
damit nicht die Ehrlichen zahlen und die Unehrlichen leer aus

ch von durchdrungen ſind daß ſie richtig ſind auch entſchloſſen die

en ch bitte Sie recht dringend bei ihren weiteren Begen dieſe Geſichtspunkte feſt zu halten und wenn Sie da

Konſequenzen daraus zu ziehen denn Sie werden dem Volke
und auch den Steuerzahlern ſelbſt eine Wohlthat damit er
weiſen Dann habe ich mich gewundert daß Herr Richter den
Satz aufſtellte daß dieſe Reform der ſtaatlichen Einkommenſteuer
zum Ruin der Gemeinden werden würde während wir damit
beſchäftigt ſind den Gemeinden gerade die Erträgniſſe aus dem
Mehraufkommen zuzuwenden err Richter begründet dieſen
Satz damit daß er ſagt der Staat beſchränke die Gemeinden in
der Heranziehung der unterſten und wenigſt bemittelten Klaſſen
nach der Klaſſenſteuer von 1873 Ja dieſes Verbrechens haben
wir uns ſchuldig gemacht und ich leugne nur daß dadurch der
Ruin der Kommunen herbeigeführt wird Eine Reihe von Städten
hat dieſe Heranziehung der unterſten Stufen längſt aufgegeben
andere haben ſie weſentlich verringert Jch rufe die Herren aus
Rheinland und Weſtfalen Sf zu erklären ſelbſt die Steuer
pflichtigen der oberſten Klaſſen ob je eine ſolche Verringerung
der unterſten Steuerſtufen den Ruin der Gemeinden herbeiführte
Was war für das Finanzweſen der Kommunen bisher ruinös
Die unrichtige ungenaue und ungleichmäßige Veranlagung zur
Staatsſteuer die ſich bei den Kommunal Zuſchlägen doppelt und
dreifach geltend machte Sehr richtig Haben die Gemeinden in
Rheinland und Weſtfalen eine richtig veranlagte Staatsſteuer vor
ſich ſo werden ſich die Kommunalzuſchläge merkwürdig verändern

da braucht man nicht auf einzelne Städte wie Bochum zu
rekurriren wer die Dinge kennt weiß daß es überall ſo iſt
Wenn die Gemeinden 35 Millionen an Grund und Gebände
ſteuer überwieſen bekommen ſo gereicht das nicht zum Ruin
ſondern zur Wohlfahrt der Gemeinden

Herr Richter hat gefragt ob nicht die Reform der Kommnnal
ſteuern zu einer weiteren Entwickelung der Kommunalverbrauchs
abgaben führen würde Dieſe Frage wird uns bei der Reform
der Kommunalſteuern beſchäftigen Aber ich ſage ganz offen daß
die ganze Stellung die ich zu der Kommnnalbeſteuerung einnehme
darauf hingeht den Kommunen mehr und mehr die Ertrags
ſteuern die heute der Staat in Beſchlag genommen hat zuzu
wenden Aber wenn Sie den Gemeinden nichts bieten keine
Schritte dazu thun ſo werden Sie eine übermäßige Entwickelung
der Verbrauchsabgaben der Gemeinden nicht verhindern können
Dann hat Herr Richter geſagt in dem Maße in welchem die
Einkommenſleuer richtiger veranlagt würde in demſelben Maße
würde die Ungerechtigkeit bei der Perſonalſteuer in Betreff der
Belaſtung des Arbeitsverdienſtes und des unfundirten Einkommens
vergrößert Jm Gegentheil wenn wir das Deklarationsſyſtem
durchgeführt haben und wenn wir zu einem Ueberblick über das
Einkommen aus perfſönlicher Arbeit und unfundirtem Einkommen
gelangen dann wird erſt an der Hand dieſer Erfahrungen eine
in der praktiſchen Steuerpolitik mögliche Unterſcheidung zwiſchen
fundirtem Einkommen und unfundirtem möglich werden Wir
können überhaupt keine großen Sprünge machen wir müſſen
Schritt vor Schritt weiter gehen Jch weiß wohin ich ſteuern
will und ich glaube das was für den Landtag in dieſem Augen
blick nothwendig iſt über die letzten Ziele zu wiſſen habe ich mit
der größten Offenheit ausgeſprochen

Herr Richter hat uns dann den Vorwurf gemacht daß wir
durch Heranziehung der Genoſſenſchaften einen ſozialen Rückſchritt
machen nachdem wir im Reich durch die Geſetzgebung das Ge
noſſenſchaftsweſen ſo weſentlich gefördert haben Wenn man meint
daß die Beſtimmung die wir hier aufgenommen haben der genoſſen
ſchaftlichen Entwickelung weſentlichen Schaden thun wird ſo irrt
man ſich Jch nehme hier dieſelbe Stellung ein die ich im Reichs
tage eingenommen habe daß ich die genoſſenſchaftlichen Verbände
für eine höchſt nothwendige nützliche und heilſame Jnſtitution
halte ſoweit es ſich darum handelt den Wohlſtand ihrer Mit
glieder zu fördern wo ſie über die natürliche Grenze hinaus
gehen und allgemeine geſchäftliche Unternehmungen werden da
ſollen ſie wie die übrigen Betriebe behandelt werden Bisher
war es ein Privilegium eine Begünſtigung derjenigen Genoſſen
ſchaften die weit über die Kreiſe ihrer Mitglieder hinaus andern
Betrieben Konkurrenz machen ſteuerfrei zu bleiben Dieſe Un
gleichheit ſoll jetzt beſeitigt werden Was die landwirthſchaftlichen
Brennereien betrifft ſo hat Herr Richter davon geſprochen als
wenn wir damit ein tendenziöſes Prinzip zu Gunſten der Land
wirthſchaft hier einführen wollten Es iſt auch dies unrichtig
Sie finden eine Reihe von Beſtimmungen die bald dieſer bald
jener Klaſſe zu Gute kommen Wenn in ſolchem Falle der Pro
duzent ſein eigenes Rohprodukt verarbeitet ohne daß dieſe Ver
arbeitung den Charakter eines neuen Betriebes bekommt ſo iſt er
nicht Gewerbetreibender im Sinne der Gewerbeſteuer ſondern er
iſt Landwirth Witz haben daraus ſogar ſehr weite Konſequenzen
gezogen indem wir geſagt haben daß alle Verarbeiter von ſolchen
Produkten wenn der Einzelne ſteuerfrei iſt dann auch eine Mehr
heit ſolcher Perſonen die ſich zu dieſem Behufe beſonders aſſociirt
haben ſteuerfrei bleiben ſoll Jch erinnere hier z B an die
Winzer Verbände Ebenſo giebt es Milch Butter z Molkerei
Genoſſenſchaften Wir haben gerade die genoſſenſchaftlichen Ent
wickelungen auf dieſem Gebiet möglichſt fördern wollen Sie
werden finden wenn wir demnächſt auf die Gewerbeſteuerfrage
noch näher kommen werden daß die Gewerbeſteuer keines
wegs einen fiskaliſchen Charakter hat Sie werden da
eine Reihe von Beſtimmungen finden die lediglich den
Zweck haben ſozialen Bedürfniſſen entgegenzukommen Jch
bitte Sie namentlich das Kapitel der Befreinng genau einzuſehen
Wir ſind auch bemüht gewöeſen die land wirthſchaftliche Brennerei
als ſolche als einen landwirtbſchaftlichen Nebenbetrieb zu er
halten Daraus allein laſſen ſich die betreffenden Beſtimmungen
des neuen Branntweinſteuergeſetzes erklären Es iſt in der
Reichsgeſetzgebung anerkannt daß wir eine Reihe von Provinzen
haben die weſentlich auf Kartoffelbau angewieſen ſind die ſich
ſonſt nicht würden behaupten können wo die Aecker ſich in
Forſten verwandeln müßten und die Menſchen ſich nur würden
ernähren können durch Auswanderung Heiterkeit Wenn wir
dieſe Erleichterung für die landwirthſchaftlichen Brennereien nicht
hätten eintreten laſſen ſo thäte Preußen das Gegentheil von dem
was die Reichsgeſetzgebung wollte Die landwirthſchaftliche
Brennerei charakteriſirt ſich doch weſentlich dadurch daß ſie mit
den eigenen Produkten der Landwirthſchaft betrieben wird daß
ſie den Zweck hat das Vieh und den Dung zu vermehren und
den ſchwach ergiebigen Boden ertragsfähiger zu machen Leb
hafter Beifall Von dieſem Standpunkt aus mußten wir ſo ver
fahren Eine einſeitige Vergünſtigung eines einzelnen Gewerbes
hat uns fern gelegen

Jch komme nun noch zur Quotiſirung Jch ſtehe hier nicht
als Perſon ſondern als Mitglied der Staatsregierung ich habe
hier nicht auf theoretiſche Meinungen Gewicht zu legen ſondern
auf die Stellung der Staatsregierung Aber ich möchte Sie doch
darauf hinweiſen daß in dieſem Geſetz ſo viel drin iſt wie man
vom Standpunkt der Freunde der Quotrſirung bei Gelegenheit der
hier erörterten Fragen zu fordern berechtigt iſt Es iſt aus
drücklich geſagt daß der Ueberſchuß zur weiteren Entlaſtung und
zur Ueberweiſung der Grund und Gebäudeſteuer verwendet
werden ſoll Wenn darüber keine Einigung zwiſchen Landtag und
Regierung ſtattfindet dann ſoll der Schatz nicht ewig aufgehoben
werden und kein Nibelungenſchatz werden der Unheil anrichtet
dann ſoll er zur Entlaſtung der Klaſſen verwendet werden die
dieſe Mehrerträge aufgebracht haben und zwar ſollen dieſe Be
träge jedesmal in den Etat eingeſtellt werden ſo daß der Landtag
darüber ein entſcheidendes Wort mitzureden hat Nun möchte ich
denjenigen die ſich dieſer Reform ſo ganz feindſelig entgegenſtellen
ans Herz legen daß hier alle Kautelen gegeben ſind es iſt nicht
der Zweck unnöthig Schätze aufzuhäufen oder ohne Noth im
Uebermaß Schulden zu tilgen ſondern das Volk ſelbſt ſoll
darüber verfügen wie dieſe Mehreinnahmen zu verwenden ſind

hätte Auf die von Herrn Richter angeregten Fragen der
Reichs und Zollpolitik einzugehen erlaſſen Sie mir wohl
Dieſe Debatten mögen im Reichstage ihren Platz finden
Wer erklärt daß eine gerechte und gleichmäßige Veranlagung der
direkten Steuern gar keine Bedeutung bat ſo lange nicht in Bezug
auf die indirekten Steuern Wandel geſchaffen iſt dem fehlt ent
weder die Grundlage der richtigen Beurtheilung oder er gebraucht
nur einen Vorwand Beifall und Heiterkeit daß das letztere ni
der Fall iſt weiß ich von vornherein Heiterkeit Jch muß mi
aber wirklich wundern daß während von jeher die Klagen über
das Mißverhältniß zwiſchen direkten und indirekten Steuern laut
geworden ſind nun wo dieſe Beruhigung gewährt wird
in Bezug auf die direkten Steuern uns geſagt wird
man hätte mit den indirekten Steuern anfangen ſollen
Jch bin überzeugt wo wir auch angefangen hätten immer wäre
es nicht richtig geweſen Sehr richtigl Es kann ſein daß Jemand
die Frage der Reform der indirekten Steuern für bedeutungsvoller
hält daß aber darum die Reform der direkten Belaſtung
nichts bedente das iſt eben der innere Widerſpruch
Und wenn es richtig wäre was von jener Seiteja gerade immer betont wird daß die indirekten Steuern am
meiſten auf die unbemittelten Klaſſen wirken ſo wird man mir ja
zugeben daß ich dem Arbeiter und Gewerbetreibenden auch mit
der Entlaſtung der direkten Steuern eine Wohlthat erweiſe
Und wenn Herr Richter ſo ſehr um die Reform der indirekten
Steuern beſorgt iſt ſo müßte er doch auch hier die Regierung
unterſtützen

Der Abg Richter hat dann ſchließlich gemeint die Miniſter
der national liberalen Partei machten die Geſchäfte der konſer
vativen Partei Ob das liebenswürdig oder höflich war daß
überlaſſe ich Jhnen zu beurtheilen auf mich machen wenigſtens
dieſe Dinge nicht den geringſten Eindruck Herr Richter weiß das
wohl auch und deswegen hat er es auch wohl für erlaubt gehal
ten es vorzubringen Heiterkeit

Wenn dieſe Bemerkung dahin gehen ſollte daß die national
liberalen Miniſter für nationalliberale Politik eintreten ſo berufe
ich mich auf das ganze Haus und den Jnhalt der Vorlage ob
hier überhaupt eine Parteipolitik vorhanden iſt Jch freue mich
darüber Dieſe Fraktionsgegenſätze ſind überall in Deutſchland
über die Maßen auf die Spitze getrieben und ich habe mich ge
freut an einem Werke mitwirken zu können das doch nach
keiner Seite hin den Charakter einer Fraktionspolitik hat
Wir ſollten in Deutſchland das uns Verbindende Gemeinſame
Verſöhnende in den Vordergrund ſtellen Lebhafter Beifall Jch
halte die Männer die ſich eine Lebensaufgabe daraus machen das
Gegenteil zu thun nicht für nützliche Männer Lebhafter Bei
fallſ Darüber können Sie ſich bernhigen daß ich nichts thun
werde was ich nicht in vollem gutem Glauben als ehrlicher Mann
im Jntereſſe der Geſammtheit thun kann Jch bin froh daß nach
einer langen zu langen Stockung der Staatsregierung eine Politik
der Reformen in maßvoller Weiſe begonnen hat in der Hoff
nung auf die Mitwirkung aller beſonnenen Männer bezüglich
deren ich durchdrungen bin von der Ueberzeugung daß ſie vorhan
denen berechtigten Beſchwerden abhilft die Zufriedenheit erhöht
und die Kraft der Monarchie ſtärkt Jn dieſer Ueberzeugung
handle ich Hätte ich ſie nicht ich würde nicht an dieſer Stelle
ſtehen Lebhafter Beifall

Darauf wird ein Vertagungsantrag angenommen
Es folgen perſönliche Bemerknungen
Abg Richter perſönlich Daß der Herr Finanzminiſter die

Einleitung zu ſeiner Erwiderung nicht aus meiner Rede ſelbſt
ſondern weither aus der Freiſinnigen Zeitung entnommen
ſpricht gewiß nicht gegen den Jnhalt meiner Rede Die Freiſ
Ztg freilich liegt dem Hauſe in jenen Sommerartikeln nicht
vor Es iſt leicht hierbei etwas aus dem Zuſammenhang zu
reißen Jndem ich damals die Erbſchaftsſteuer eher als Reichs
ſteuer oder als Gemeindeſtener denn als eine Staatsſteuer an
nehmbar erklärte habe ich die Erbſchaftsſteuervorlage doch noch
nicht ſo ungünſtig beurtheilt wie es ſonſt allſeitig hier geſchehen
iſt Wegen jener Artikel kann mir daher Voreingenommenheit
gegen Herrn Miquél und feine Pläne am wenigſten vorgeworfen
werden Jch hätte über Herren Miquels Steuerpläne ebenſo
wenig wie über Herrn v Goßlers und Herrn Herrfurths Geſetze
Kritiken geſchrieben vor ihrer Vorlegung im Landtag wenn nicht
damals ein Heer von Offiziöſen Tag für Tag durch belobende
Artikel über die neuen in Vorbereitung begriffenen Steuer
entwürfe die öffentliche Meinung zu kaptiviren geſucht hätte
Dieſen Anpreiſungen habe ich natürlich die Kritik entgegenſetzen
müſſen Nicht derjenige verhetzt die verſchiedenen Jntereſſen gegen
einander der auf einſeitige und ungerechte Jntereſſenpolitik hin
weiſt ſondern derjenige welcher dieſelbe durchzuführen ſucht
Fraktionsintereſſen ſind in meinen Augen nicht zu ſcheiden vom
allgemeinen Jntereſſe wie dies Herr Miquél nach dem Vorgang
des Fürſten Bismarck verfucht Man verfolgt in einer Fraktion
beſtimmte Grundſätze weil man dieſelben für die Allgemeinheit
am richtigſten hält Jnsbeſondere bin ich mir bewußt nützlich
gewirkt zu haben ſo oſt ich jener einſeitigen agrariſchen Politik
entgegentrat die allerdings auch von Herrn Miquéel im Reichs
tag ſei es in Befürwortung der Schnapsbrennerprivilegien ſei
es in Begünſtigung anderer agrariſcher Jntereſſen vertreten
worden iſt

Abg Dr Enneccerus Herr Richter hat es verſucht ſein
Urtheil über die Politik des Fürſten Bismarck auch zum erheb
lichen Theil meiner Fraktion zu unterſchrieben Jch proteſtire
dagegen vollſtändig Wir erkennen höchſtens an daß in der
letzten Zeit neben den großen Reſormen im Reiche die
Aufgaben des Landtags etwas haben zurücktreten müſſen Wir
vergeſſen aber in Jnhalt und Form unſerer Aeußerungen niemals
die großen Verdienſte dieſes großen Mannes

Nüchſte Sitzung Montag 11 Uhr Fortſetzung der heutigen
Berathung

Schluß 3 Uhr

u h xD 3
Waaren und Produnktenberichte

Oelſaaten Oele Fettwagreu
BDerlitn 22 Nov Amti Rüböl per 100 kg mit Faß Unverändert

Gelündigt 2300 Ctr Kündigungspreis 57,2 W Loco mit Faß loco ohne
Faß bez per dieſen Monat 57,2 bez per Nov Dez 57,2 bez per Dez
Jan per April Mai 57,2 bez Durchſch ittspreis

Leipzig 22 Nov Raps ver 1900 kg netto Rapskuchen
per 100 kg netto 11, 42,00 M bez u Br Rüböl per 100 kg netto ohne
Faß 58,00 M bez u Br Behauptet

Bres lau 22 Nov Hitübol per Nov 60,90 per Nov Dez 59,00
Stettin 22 Nov Rüböl ſtill per Nov 57,00 per April Mai

57,00 M
Hamburg 22 Nov Nüböl unverzollt feſt loco 59
Köln 22 Nov Rüböl loco 63,50 per Mai 58,90
Parls 22 Rov Schlußber Telegr Rüböl ruhtg per Nov 63,00

per Dez 63,50 ver Jan April 64 90 per März Juni 64,50
Peſt 22 Nov Telegr Kohlraps per Aug Sept 13,60 à 13,65
New Hort 22 Nov Telegr Schmalz loco 6,25 do Rohe 6

Brothers 6,50

Petrolenm
Berlin 22 Nov Amtl Petroleum Rafſfinirtes Standard white per

100 kg mit Faß in Poſten von 100 CEtr Termine Gekündigt
kg Kündigungspreis M Loco per dieſen MongzDurchſchnittsprets M

Stettin 22 Nov Loco 11,60
Hamburg 22 Nov Petroleum ruhig Standard ivhtte loco 6,30 Br

per Dez 6,20 Br
Bremen 22 Nov Schlußbericht Petroleum ruhig Staudard white

loco 6,25 Br
Antwerpen 22 Nov Telegr Schlußbericht Naffinirtes Type

weiß, loco 16 bez und LBr per Nov 16 Br per Dez 16 Br per
Jan März 16/ Br ſt

New Yort 22 Nov Telegr Raffintrtes Petroleum 700 Abel Teßin New York 7,35 Gd do Philadelphia 7,35 Gd Rohes Petroleum in Newoe
York 7,30 do Pipe ine Certificates per Dez 698/ Stetig

New York 22 Nov vormittags Telegr Anfangskurſe PetroleumJch hatte gehofft daß dieſes Entgegenkommen auch auf der
anderen Seite eine etwas mildere Veurtheilung hervorgerufen

Halle Druck und Verlag von Otto Hendel
Pipe line certificates per Nov 698
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